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Formwechsel Eigenbetrieb / Anstalt des 6ffentlichen Rechts

Sehr geehrter Herr Hurtenbach,

Rechtseinschéatzung zur Frage eines etwaigen Formwechsels des Eigenbetriebes zur Anstalt
des offentlichen Rechts Gibersenden.

Der Eigenbetrieb des Abfallwirtschaftsbetriebes des Landeskreises Ahrweiler, im nachfolgen-
den ,AWB Ahrweiler* genannt, untersucht im Rahmen einer internen Aufgabenkritik, ob die
kunftige Aufgabenwahrnehmung im Bereich der durch ihn wahrzunehmenden Pflichtaufgabe
wie auch hinsichtlich etwaiger weiterer Aufgaben (z. B. im Bereich der regenerativen Ener-
gien) kosteneffizienter und personalschonender bewaltigt werden kann, wenn diese Aufgaben
anstelle in einem anliegend dirfen wir Ihnen unsere kommunalen Sondervermégen (Eigen-
betrieb) konzentriert in einer rechtlich selbststédndigen Organisation - wie einer Anstalt des
offentlichen Rechts - zusammengefuhrt wirden.

Mafgebliche Gesichtspunkte zur Umsetzung solcher Ziele sind in vergleichbaren Fallkonstel-
lationen:

— Finanzielle Loslésung von der haushaltsrechtlichen Bindung des Sondervermégens des
Eigenbetriebes;

— Ermdglichung gesellschaftsrechtlicher Beteiligungen an bestehenden oder neu zu grin-
denden privatrechtlich gefiihrten oder 6ffentlich-rechtlichen Einrichtungen;

—  Optimierung der Aufgabenwahrnehmung und -verteilung;

— bessere Spezialisierung der Mitarbeiter und damit qualitativ héherwertige Erledigung der
Arbeiten;

Kommunalberatung Sitz der Gesellschaft:

Rheinland-Pfalz GmbH Mainz, Amtsgericht Mainz, HRB 41906
Deutschhausplatz 1 Geschéftsfiihrer: RA JUDr. Stefan Meiborg, Rolf Flerus
55116 Mainz Deutschhausplatz 1

Telefon (0 61 31) 23 98 -155 55116 Mainz

Telefax (0 61 31) 23 98 -9155 E-Mail: info@kommunalberatung-rip.de

Internet: Kommunalberatung-rip.de
Bankverbindung:
Sparkasse Mainz: BIC: MALADE51MNZ, IBAN: DE35 5505 0120 0200 0416 14

ol 2



Rheinland-Pfalz GmbH

Blatt
2

Zum Schreiben vom

24.11.2023

— bessere Vertretungsmoglichkeiten im Urlaubs- und Krankheitsfall;

— Reduzierung des Umfangs der Beauftragung von externen Dienstleistern (z. B. Ing. BU-
ros) durch den Einsatz eigener hoherqualifizierter Mitarbeiter;

— optimierter Einsatz von Hardware und Softwareprogrammen;

-~ bessere Kontrolle und Uberwachung von Fremdfirmen und von BaumaRnahmen;
— Reduzierung der Lagerhaltungskosten;

— Preisreduzierung durch Einkauf groRerer Mengen;

— langfristige Verbesserung des Bereitschaftsdienstes und Reduzierung dieser Personal-
kosten;

— leichtere Erflillung der Voraussetzungen und Anforderungen der Berufsgenossenschaften
im Bereich von Einzelarbeitsplatzen.

Ein etwaiger Formwechsel von einem Eigenbetrieb zu einer Anstalt des 6ffentlichen Rechts
nach 8 57 LKO i. V. m. 88 86 a und b GemO bedarf einer Analyse nach § 92 GemO; daher soll
in diesem Rahmen das Fiir und Wider eines Formwechsels betrachtet werden

A Rechtsgrundlagen und Allgemeine Ausfihrungen (8 92 Abs. 1 Satz 1 GemO)

.Beabsichtigt die Gemeinde, ein wirtschaftliches Unternehmen oder eine Einrichtung im Sinne
des § 85 Abs. 4 Satz 1 als Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts zu errichten,
so hat sie eine Analyse zu erstellen Uber die Vor- und Nachteile der 6ffentlichen und der
privatrechtlichen Organisationsform im konkreten Einzelfall.

Aus der Gesetzesbegriindung ist hierzu zu entnehmen:

,Mit den Regelungen des § 92 Abs. 1 GemO, wonach eine Analyse Uber die Vor- und
Nachteile der 6ffentlichen und privatrechtlichen Organisationsformen im Einzelfall erstellt wer-
den muss, wird sichergestellt, dass eine umfassende Prifung stattfindet, wenn die Ge-
meinde beabsichtigt, sich in privaten Rechtsformen zu betatigen®.
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.iIm Rahmen der Analyse sind die organisatorischen, personalwirtschaftlichen, mitbestim-
mungs- und gleichstellungsrechtlichen sowie die wirtschaftlichen, finanziellen und steuerli-
chen Unterschiede und die Auswirkungen auf den kommunalen Haushalt und die Entgeltge-
staltung gegeniberzustellen®.

Gemal § 92 Abs. 2 Ziffer 5 GemO ist die Entscheidung der Gemeinde (hier des Landkreises)
Uber die Errichtung, wesentliche Erweiterung oder Aufldsung einer rechtsfahigen Anstalt des
offentlichen Rechts spatestens sechs Wochen vor ihrem Vollzug der Aufsichtsbehérde
schriftlich anzuzeigen.

Sofern der Anstalt die Dienstherrnfahigkeit Gbertragen werden soll, bedarf die Anstalt diesbe-
zuglich zudem auch der Genehmigung der Aufsichtsbehérde.

In Erfillung dieser Anforderung soll die Erstellung einer Analyse nach § 92 GemO als
Grundlage der Beratung und Beschlussfassung der Gremien des Landkreises Ahrweiler die-
nen.

B Analyse nach § 92 Abs.1 GemO

Die in Erwagung gezogene Einrichtung einer Anstalt des 6ffentlichen Rechts hat, wie nach-
folgend dargestellt, folgende Auswirkungen.

1. Darstellung der Folgen der vorgesehenen Gestaltung

§ 85 GemO raumt den Gemeinden (Landkreisen) das Recht ein, zur Erfiillung ihrer Aufgaben
wirtschaftliche Unternehmen und nichtwirtschaftliche Einrichtungen zu errichten.

Der Eigenbetrieb ist als urspriinglich klassische Organisationsform fiir wirtschaftliche Unter-
nehmen der Kommunen rechtlich unselbstandig. Diese Organisationsform kommt auch fir
nichtwirtschaftliche Unternehmen in Betracht. Im Gegensatz zum Regiebetrieb ist er organi-
satorisch und finanziell im Rahmen eines Sondervermdgens weitgehend gegeniiber der Kommu-
nalverwaltung verselbstandigt. Ein Vorrang des Eigenbetriebs fur wirtschaftliche Unternehmen
ist in der GemO indes nicht enthalten, so dass die Gemeinden/Verbandsgemeinden/Land-
kreise aus den verschiedenen Rechtsformen des 6ffentlichen und des privaten Rechts die
zur Erfillung der ortlichen Verhaltnisse geeignete Organisationsform in der Aufgabenerledi-
gung weitgehend frei wahlen kdnnen.
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Nach § 86a GemO kann die Gemeinde (der Landkreis) wirtschaftliche Unternehmen - und da-
mit auch die Abfallwirtschaftsbetriebe - als rechtsfahige Anstalten des 6ffentlichen Rechts er-
richten.

2. Die Organisationsform des Eigenbetriebs

Die Organisationsstruktur eines Eigenbetriebs ist durch das Vorhandensein eigener Organe
(der Werkleitung und des Werkausschusses) gekennzeichnet. Eine ,gewisse* finanzwirt-
schaftliche Eigenstandigkeit zeigt sich in der eigenen Kassen- und Kreditwirtschaft, eigener
kaufménnischer Buchfiihrung, eigener Gewinn- und Verlustrechnung sowie einem eigenen
- haushaltsrechtlich eigenstandigen - Wirtschafts-, Erfolgs-, Stellen- und Finanzplan. Auch
wenn ein relativ hohes Mal3 an Verselbstandigung beim Eigenbetrieb festzustellen ist, er-
schwert die enge Verbindung zwischen dem Eigenbetrieb einerseits und der Verwaltung so-
wie den kommunalen Entscheidungsgremien andererseits haufig ein flexibles und zeithahes
Tatigwerden.

Ein Eigenbetrieb ist mithin in starkem Mal3e rechtlich und faktisch in die kommunale Verwal-
tung eingebunden. So beschliel3t der Gemeinderat bzw. der Kreistag tGiber alle Angelegen-
heiten, die ihm durch die GemO/LKO und die Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung vorbe-
halten sind und nicht Gbertragen werden kdnnen, § 2 EigAnVO.

Der Werkausschuss, der im Falle des AWB Ahrweiler ein Ausschuss des Kreistages ist, legt
die allgemeinen Grundséatze fur die Wirtschaftsfihrung, die Vermdgensverwaltung und die
Rechnungslegung des Eigenbetriebs fest, § 3 EigAnVO.

Der Landrat/die Landratin ist Dienstvorgesetzte(r) der Bediensteten des Eigenbetriebs und
der Werkleitung. Er/Sie kann der Werkleitung Einzelweisungen erteilen, wenn sie zur Siche-
rung wichtiger Belange notwendig sind, § 6 EigAnVO.

Die rechtliche Ausgestaltung bestimmt sich im Einzelnen nach § 86 GemO, der EigAnVO
und der durch die Kommune beschlossenen Betriebssatzung.

Diese Verzahnung beeintrachtigt indes haufig eine eigenverantwortliche unternehmensin-
terne Willensbildung, eine schnelle Entscheidungsfindung sowie die Flexibilitdt der Unter-
nehmensfuhrung. Diese Nachteile beruhen auf gesetzlichen Vorgaben, die nicht durch
abweichende Regelungen in der Betriebssatzung durchbrochen werden kénnen. Insoweit
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bestehen kaum Optimierungsmdglichkeiten flr den Eigenbetrieb. Auch ist bei einem Eigen-
betrieb eine Beteiligung Dritter (bspw. anderer Kommunen) nicht méglich.

Ein malRgebliches Manko ist die Bedeutung des Eigenbetriebes als unselbstandiges Sonder-
vermdgen des kommunalen Haushaltes. Dies bedeutet, dass der Eigenbetrieb immer zwangs-
laufig das Schicksal seiner Tragerkorperschatft in finanziellen Mafl3gaben der Aufsichtsbehor-
den teilt. Eine die Tréagerkorperschaft treffende Haushaltssperre gilt damit immer auch dem
Eigenbetrieb, und zwar unabhangig davon, ob dieser ausgeglichenen Ergebnisse aufweisen
kann. Dies erhalt gerade in diesen Tagen angespannter kommunaler Haushalte eine beson-
dere Bedeutung; insoweit ist auf das Schreiben der Vizeprasidentin der ADD vom 11.05.2023
sowie das diesem Schreiben beigefiigte Schreiben des Staatsministers des Mdl an die ADD
vom 03.05.2023 und die Ausfiihrungen des Mdl, Stand: 02.05.2023, zum Thema Haushalt-
sausgleich und Kommunalaufsicht zu verwiesen (siehe Anlage 1). Die Kernaussagen lauten
hier: ,Legt die Gemeinde der Aufsichtsbehdrde einen gesetz- oder rechtswidrigen Haushalt
vor, hat die Kommunalaufsicht in einem ersten Schritt gegeniiber der Gemeinde Be- denken
wegen Rechtsverletzung zu erheben und gleichzeitig die Gemeinde bei angemessener Frist-
setzung fur die Abgabe einer Stellungnahme anzuhdren. Bei Nichtausraumung der erhobenen
Rechtsbedenken durch die Gemeinde spricht die Kommunalaufsicht in einem zweiten Schritt
eine Globalbeanstandung der Haushaltssatzung aus, versagt die beantragten Genehmigun-
gen und ordnet mit angemessener Fristsetzung den Beschluss einer rechtskonformen Haus-
haltssatzung an. Sofern die Gemeinde dem Verlangen der Aufsichtsbehdrde nicht nach-
kommt, ergibt sich in einem dritten Schritt, dass die Gemeinde im Zweifel bis zum Ende des
Haushaltsjahres in der vorlaufigen Haushaltsfiihrung bleibt (...) Ausnahmen vom Gebot des
Haushaltsausgleichs sind in § 93 Abs. 4 GemO nicht vorgesehen. Allerdings entspricht es
selbstredend der Lebenserfahrung, dass es unvorhersehbare, kaum steuerbare Situationen
geben kann, in denen mi Haushaltsvollzug das Gebot des Haushaltsausgleichs nicht erflillt
werden kann (Naturkatastrophen, Grof3schadensereignisse usw.). In solchen Einzelféllen sind
von der Aufsichtsbehdrde gleichwohl strenge Maf3stabe bei der Beurteilung der Haushalts-
und Finanzlage anzulegen.”

Mit einem weiteren Rundschreiben vom 12.09.2023 hat der Staatsminister des Mdl sodann
Hinweise zum Thema ,Aufsichtsbehorde und Kommunalaufsicht veroffentlicht. Danach sei
eine Haushaltsgenehmigung trotz fehlendem Haushaltsausgleich individuell mdglich. Prif-
punkte bei der Schaffung von Transparenzen in den Soll-Ist-Vergleich seien die Mehrjahrigkeit
der Betrachtung, die Ruckgriffsmoglichkeit auf Rucklagen und ein schrittweises Vorgehen
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beim Abbau des Defizits. Investitionen seien unter bestimmten strengen Voraussetzungen
dennoch moglich (siehe Anlage 2).

Diese Entwicklung antizipierend haben die Eigenbetriebe der grof3eren rheinland-pfélzischen
Stadtwerke inzwischen allesamt den Formwechsel auf eine Anstalt des 6ffentlichen Rechts
vollzogen; diverse Landkreise sind dem fur den Aufgabenbereich der Abfallwirtschaft eben-
falls gefolgt oder planen dies zeitnah umzusetzen. Der Investitionsbedarf im Bereich kommu-
naler Wirtschaftstatigkeit bedarf haufig der Aufnahme von Krediten, deren Genehmigung im
Rahmen der gesamten Haushaltsgenehmigung dann versagt werden kbénnte. Die operative
Handlungsfahigkeit der Betriebe bleibt mit dem Formwechsel erhalten.

Ein weiteres Hindernis fur eine zukunftsgerichtete Wirtschaftsfihrung des rechtlich unselb-
standigen Eigenbetriebes ist Ublicherweise die fehlende Mdglichkeit, sich im Rahmen inter-
kommunaler Zusammenarbeit an anderen Organisationen zu beteiligen resp. solche Organi-
sationen mit anderen kommunalen Gebietskérperschaften oder privaten Dritten zu begrin-
den.

3. Die Organisationsform der A6R

Die gesetzliche Grundlage der A6R findet sich in den 8§ 86a und 86b GemO und der
EigAnVO. Die Organisationsform der A6R ist eine Mischform zwischen einem Eigenbetrieb
und der GmbH.

Die Anstaltsform ermdglicht auch eine Beteiligung anderer Kommunen sowie die selbstan-
dige Beteiligung an anderen Organisationen (6ffentlich- oder privatrechtlicher Natur). Insoweit
kénnen nach § 14a KomZG kommunale Gebietskorperschaften zur gemeinsamen Erflllung
bestimmter o6ffentlicher Aufgaben wirtschaftliche Unternehmen sowie nichtwirtschaftliche Ein-
richtungen als rechtsfahige Anstalten unter ihrer gemeinsamen Tragerschaft fihren; gleicher-
malden ist die Beteiligung an Gesellschaften des Privatrechts mdglich.

Die AGR bleibt im Rahmen der ihr Ubertragenen Aufgaben dabei nach wie vor Teil der kom-
munalen Organisation.

Die Organe der AGR sind zum einen der Vorstand und zum anderen der Verwaltungsrat. Der
Vorstand fuhrt die Geschafte der AGR in eigener Verantwortung. Der Verwaltungsrat ist so-
wohl Aufsichts- und Kontrollorgan als auch Verwaltungsorgan der AGR.
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Der Verwaltungsrat entscheidet in den durch die Satzung bestimmten Angelegenheiten und
Uberwacht die Geschéaftsfuhrung des Vorstandes. Die Satzung kann insofern bestimmen,
dass bei Entscheidungen der Organe der Anstalt von grundsatzlicher Bedeutung auch die
Zustimmung des Verbandsgemeinderates erforderlich ist.

Nach ihrer Organisationsstruktur gestattet die Anstalt des offentlichen Rechts damit einer-
seits betriebswirtschaftlich sinnvolles Handeln, l1asst aber andererseits den Einfluss ihrer kom-
munalen Trager in allen wesentlichen Angelegenheiten zu.

Anders als beim Eigenbetrieb besteht aber grundsatzlich keine Organzustéandigkeit des Kreis-
tages, so dass die Betriebsfihrung - je nach Ausgestaltung der Satzung - rechtlich und tat-
sachlich in geringerem Mal3e in die Verwaltung eingebunden ist. Die ASR ist in diesem Zu-
sammenhang zu allen MalBnahmen und Geschéften berechtigt, die der Erfullung der ihr Gber-
tragenen Aufgaben unmittelbar oder mittelbar dienlich sind. Sie darf sich im Rahmen ihrer
Aufgaben und der gesetzlichen Vorschriften anderer Unternehmen bedienen und sich an éhn-
lichen oder anderen Unternehmen beteiligen, solche griinden oder erwerben. Ferner ist in der
Satzung regelbar, dass die Anstalt im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit zur
Wahrnehmung der ihr Ubertragenen Aufgabe mit anderen Kommunen und kommunalen Zu-
sammenschliissen zusammenarbeiten kann.

Hinsichtlich des Kriteriums der organisatorischen Unterschiede zwischen der Griindung einer
AOR und anderen Organisationsformen ist insbesondere zu berlcksichtigen, dass sich die
Eigenstandigkeit des zu griindenden Unternehmens in dem Umfang der Aufgabentbertra-
gung und in der Eigenverantwortlichkeit der Leitungsorgane widerspiegelt. Zu beurteilen ist in
diesem Zusammenhang aber auch, ob die Organisation des Unternehmens an die Bedirf-
nisse der Kommunen angepasst werden kann, d. h. inwieweit die Befugnisse der jeweiligen
Organe individuell gestaltet werden kénnen und welche Méglichkeiten der Einflussnahme und
Kontrolle durch die Kommunen bestehen. Vor dem Hintergrund der sehr komplexen Zukunfts-
anforderungen der vorstehend genannten Aufgabenfelder ist auch die Mdglichkeit, Koopera-
tionen mit Dritten einzugehen, vorliegend von besonderem Interesse.
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a) Aufgabenlbertragung

Auf die AGR als eigenstandige juristische Person konnen alle relevanten Aufgaben tbertragen
werden. Gleichzeitig erdffnet die Grindung einer AGR dem Anstaltstrager Landkreis die Mog-
lichkeit, nach § 86a Abs. 3 GemO unter Abanderung der Anstaltssatzung weitere Aufgaben
Ubertragen zu kénnen.

b) Eigenverantwortlichkeit

Zentrale Organe der Anstalt des offentlichen Rechts sind der Vorstand und der Verwaltungs-
rat.

Der Vorstand fuhrt die Geschéfte der A6R in eigener Verantwortung und vertritt diese gericht-
lich und auRRergerichtlich im Rechtsverkehr; er wird durch den Verwaltungsrat kontrolliert.

Der Verwaltungsrat ist Aufsichts-, Kontroll- und Verwaltungsorgan der A6R. Er besteht aus
dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden und den Ubrigen stimmberechtigten
Mitgliedern. Der Vorsitz und der stellvertretende Vorsitz im Verwaltungsrat bestimmen sich
nach § 86b Abs. 3 Séatze 3 bis 5 GemO. Der Verwaltungsrat entscheidet gemalf3 der Satzung
insbesondere Uber die Bestellung des Vorstandes, den Wirtschaftsplan, die Feststellung des
Jahresabschlusses und die Ergebnisverwendung. AuRerdem bendétigt der Vorstand die vor-
herige Zustimmung des Verwaltungsrates insbesondere zu der Vornahme von Grundsticks-
geschaften, der Festsetzung allgemeiner Bedingungen fiir Lieferungen und Leistungen, bei
erfolgsgefahrdenden Mehraufwendungen und Mehrausgaben, sofern im Einzelfall die festge-
setzten Wertgrenzen Uberschritten werden. Die Organe der Anstalt entscheiden folglich in
eigener Verantwortung, so dass bei der AGR der Grundsatz der Eigenverantwortlichkeit mithin
umfassend umgesetzt ist.

Zur Einbindung und Aufrechterhaltung der kommunalpolitischen Entscheidungsgewalt des
Kreistages ist es mdglich, besondere Entscheidungen von der Zustimmung (zuvor oder nach-
traglich) des Kreistages abhangig zu machen. Exemplarisch sind hier Entscheidungen tber
die Fortschreibung des Abfallwirtschaftskonzeptes, zur Anderung der Abfallgebiihrensatzung,
insb. des Entgeltsystems resp. der Hohe der Entgelte zu nennen. Dies Zustimmungsvorbe-
halten finden Eingang in die Satzung der AGR und sind zwingend zu beachten; die Satzungen
der rheinland-pfalzischen Anstalten kennen fast ausnahmslos solche Sicherungselemente.

.19



Rheinland-Pfalz GmbH

Blatt
9

Zum Schreiben vom

24.11.2023

4. Personalwirtschaftliche Unterschiede

Das in den Aufgabengebieten des Eigenbetriebs bei dem Landkreis beschaftigte Personal
kann und sollte bei einer Griindung auf die Anstalt des 6ffentlichen Rechts tbergeleitet wer-
den. Hierfur waren zeitnah Uberleitungsvertrage zu fertigen; die Personalrate und Gewerk-
schaften sind friihzeitig zu beteiligen. Zwischen A6R und Landkreis als Arbeitgeber bestehen
keine besonderen Unterschiede. Die Arbeitsvertrdge der beim Eigenbetrieb AWB Ahrweiler
des Landkreises Ahrweiler angestellten Beschéftigten wirden mithin im Rahmen eines Perso-
nallberleitungsvertrages auf die neu zu griindende ASR Ubergehen. Dieser sollte ausdriicklich
regeln, dass den von der AGR Ubernommenen Beschatftigten durch den Beschéftigungsiuber-
gang auf die A6R keine Rechtshachteile entstehen und ihre Besitzstande gewahrt bleiben;
zudem sind Rickkehroptionen und Bewerbungssicherungen (auf interne Ausschreibungen)
regelbar. Die AOR tritt hiernach in alle geltenden Arbeits- und Dienstvereinbarungen sowie alle
einseitigen Regelungen der zugunsten der Ubernommenen Beschéftigten ein und gewahrt
auch in Zukunft alle bisherigen freiwilligen Leistungen. Wenn der AGR Dienstherrenfahigkeit
verliehen werden soll, wirden die zum Landkreis gehérenden Beamte nach 8§ 17, 18 BRRG
zur AGR abgeordnet oder versetzt werden. Die AGR wiirde aul3erdem in die Zusatzversor-
gungskasse eintreten, um eine lickenlose Pflichtversicherung der Beschéftigten zu gewahr-
leisten. Insgesamt ergeben sich durch die Umstrukturierung damit keine wesentlichen perso-
nalwirtschaftlichen Unterschiede.

5. Mitbestimmungs- und gleichstellungsrechtliche Unterschiede

Die Anstalt unterliegt dem Landespersonalvertretungsgesetz (LPersVG) und dem Landes-
gleichstellungsgesetz (LGG). Die Mitarbeitervertretung im Verwaltungsrat der Anstalt wird von
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Anstalt in geheimer und unmittelbarer Wahl gewahlt.
Mitglieder des Vorstandes sind nicht wahlbar. Das Nahere tber die Wahlberechtigung, die
Wahlbarkeit, die Stimmabgabe, die Feststellung des Wahlergebnisses und das Weitere flr die
Wahl der Mitarbeitervertretung wird durch Satzung geregelt (§ 86b Abs. 3 Satze 7 und 8
GemO). Damit sind organisatorische, personalwirtschaftliche, mitbestimmungsrechtliche so-
wie gleichstellungsrechtliche Besonderheiten Uber die vorgenannten einschlagigen Rechts-
vorschriften auch bei der Anstalt zu berlcksichtigen.
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6. Steuerliche, finanzielle und wirtschaftliche Unterschiede
6.1 Steuerliche Auswirkungen

Ertrags- und umsatzsteuerrechtlich bestehen zwischen dem bisherigen Eigenbetrieb und der
AOR keine Unterschiede. Letztere ist grundsatzlich auch nur dann steuerpflichtig, soweit sie
einen Betrieb gewerblicher Art (BgA) begrindet (8 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG, § 2 Abs. 3 UStG).

Im Bereich der Abfallwirtschaft nehmen die Betriebe bereits heute steuerpflichtige Tatigkeiten
wahr. Hierzu gehort die Vermarktung von Wertstoffen aller Art, als auch die Erbringung von
Aufgaben gegentber den Dualen Systemen und der Energiewirtschaft. Damit entstiinde bei
der AGR fir letztere Aufgaben ebenfalls ein BgA. Die entsprechende Tatigkeit wére wie bisher
auch steuerpflichtig. Fur die originare Aufgabe der Abfallwirtschaft entsteht diesbeziglich nach
wie vor kein BgA, da es sich insoweit um eine hoheitliche Tatigkeit handelt. Dabei ist auch der
Ubergang des zivilrechtlichen Eigentums an den fiir die Abfallbeseitigung genutzten Grund-
stiicken auf die AGR grunderwerbsteuerfrei nach § 4 Abs. 1 GrEStG, da 6ffentlich-rechtliche
Aufgaben auf die AGR Ubergingen und die Grundstlicke des Abfallbetriebes bei der A6R kei-
nem BgA, sondern hoheitlichen Aufgaben dienten.

Die Anstalt ist nach 8 2 Abs. 3 UStG auch nur im Rahmen ihrer BgA unternehmerisch tétig;
nur insoweit ist sie Unternehmerin im Sinne des UStG. Leistungen der Anstalt sind daher nicht
umsatzsteuerpflichtig, soweit sie Tatigkeiten betreffen, die ihr im Rahmen ihrer hoheitlichen
Tatigkeit obliegen. Die Abfallbeseitigung ist grundsatzlich als hoheitlich anzusehen.

Wertstoffmarketing, Aufgabenerledigung fur die Dualen Systeme, sowie die Energiewirtschaft
sind dagegen unternehmerische Tatigkeiten und unterliegt damit der Umsatzsteuer.

6.2 Wirtschaftliche Unterschiede
a) Strukturelle Vorteile

Eine Anstalt des 6ffentlichen Rechts verfiigt aufgrund der eigenen Rechtspersonlichkeit Uiber
eine groRBere Selbststandigkeit als ein Regie- und Eigenbetrieb. Dadurch wird eine betriebs-
wirtschatftlich effizientere Fihrung der wirtschaftlichen Aktivitaten ermdglicht. Auch die unter-
nehmerisch gepragten Entscheidungsprozesse und Arbeitsablaufe erlauben es dem Vorstand
der AOR, kurzfristig auf wirtschaftliche Veranderungen, geanderte Normen und Anforderungen
des Gesetzgebers zu reagieren, Schwachstellen zu analysieren und abzustellen. Es besteht
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prinzipiell weiterhin die Moglichkeit, in allen betrieblichen Bereichen moderne Fihrungstech-
niken, wie z. B. ein Controlling / Risikomanagement oder Informationsmanagement einzufih-
ren, das Delegationsprinzip zu erweitern und letztlich die Art der Aufbau-, Ablauf- und Fih-
rungsorganisation umfassend und eigenstéandig zu tberprifen. Der Haushalt der AGR ist un-
abhangig vom Haushalt des Landkreises, so dass Investitionen auch bereits Anfang des je-
weiligen Jahres mdoglich sind; etwaige Restriktionen in der Haushaltsfiihrung der Tragerkor-
perschaft (z. B. Haushaltssperre), die einen Eigenbetrieb betreffen wirde, sind fur die AGR
ohne Bedeutung.

Durch die fortschreitende Liberalisierung und Privatisierungsdebatte auf dem Entsorgungs-
marktes — insbesondere die steigenden Anforderungen im Bereich der Kreislaufwirtschatft -
wird die Notwendigkeit einer kosteneffizienten Gestellung von kommunalen Dienstleistungen
und Aufgabenerledigung nochmals deutlich fokussiert. Um in dem Wettstreit mit privaten An-
bietern um Marktanteile bestehen zu kénnen, muss die offentliche Hand auf gleichem wirt-
schaftlichem Niveau wie die Konkurrenz tatig sein. Dazu gehéren Unternehmensstrukturen,
die es erlauben, wie konkurrierende Anbieter am Markt schnell und unkompliziert auf sich ver-
andernde Marktverhaltnisse reagieren zu kénnen. Die AGR bietet solche flexible Unterneh-
mensstrukturen unter Berticksichtigung der Eigenheiten kommunaler Betriebe. Es ist insofern
von grofRem Vorteil, dass der AGR nach § 86a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 3 der Gemeinde-
ordnung auch hoheitliche Aufgaben Ubertragen werden koénnen.

b) In-House-Vergabe

Es besteht seitens der Tragerkomme die Mdglichkeit, wirtschaftliche Auftrége — wie z. B. die
Erfassung und Beseitigung von Flutabfallen aus Katastrophenféllen ohne Umschweife und
schnell an eine A6R zu vergeben. Vergaberechtliche Risiken sind aufgrund der In-House-Fa-
higkeit einer AGR stark minimiert.

Die Voraussetzungen fir eine vergabefreie In-House-Vergabe sind im Verhéltnis zwischen
dem Landkreis und der zu griindenden ,A6R* erfullt:

— Der Landkreis ist offentlicher Auftraggeber i. S. d. § 99 Nr. 1 GWB und alleiniger Trager
der kommunalen Anstalt. Die ,A6R" wiirde ausschlieRlich firr ihren Anstaltstrager tatig.

— Bei der Ausgestaltung der Anstaltssatzung ist zudem sichergestellt, dass dem Landkreis
ein ausreichender Einfluss und eine ausreichende Kontrolle im Hinblick auf die wesentli-
chen Entscheidungen der zu griindenden kommunalen Anstalt eingerdaumt wird.
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In solchen Féllen kann eine AGR — anders als ein Eigenbetrieb — die Aufwendungen auf3erhalb
seines Gebuhrenhaushalts refinanzieren und erleidet sodann weder ein Rechtsrisiko fur den
Gebuhrenhaushalt noch ein Finanzrisiko fur den Jahresabschluss. Vor allem angesichts der
Erkenntnisse nach der Flutkatastrophe im Ahrtal kénnte der Arbeitseinsatz des Personals so-
mit Uberhaupt kostendeckend refinanziert werden. Als Eigenbetrieb ist dies nicht maéglich.

c) Synergieeffekte

Die Rechtsform der Anstalt des o6ffentlichen Rechts bietet die Méglichkeit, Aufgaben aus ver-
schiedenen wirtschaftlichen und hoheitlichen Bereichen ohne steuerliche Nachteile in einer
Rechtsform zu biindeln. Durch den Ubergang des Personals — auch in der Stellung des Vor-
standes der A6R - und die damit verbundene Fihrung des operativen Geschafts wird beste-
hendes Wissen im kaufménnischen und technischen Bereich genutzt.

Unzweifelhaft ist die AGR als offentlicher Auftraggeber bei ihrer Aufgabenerledigung an die
gesetzlichen Vorgaben - auch des Vergaberechts - gebunden. Der Vorteil der A6R liegt jedoch
im Wesentlichen in ihrer strukturellen Flexibilitat. Die Ausgestaltungsfreiheit, die dem Anstalts-
trager bei Grindung der AGR verbleibt, um die Anstalt seinen jeweiligen Bedurfnissen anzu-
passen, bietet dabei z. B. einen erheblichen Vorteil gegentber den bezuglich ihrer Struktur
weitgehend bundesrechtlich festgelegten Rechtsformen der Eigengesellschaften.

7. Auswirkungen auf Entgelte

Besondere Auswirkungen auf Entgelte sind nicht gegeben. Auch die ,A6R" ist an die Einnah-
mebeschaffungsgrundsatze und Kalkulationsvorgaben des KAG gebunden.

8. Auswirkungen auf die Haushalte des Anstaltstragers Landkreis

Negative Auswirkungen auf die Haushalte des Anstaltstragers sind nicht gegeben. Aufwen-
dungen der AGR werden durch die Entgelte fiir die Abfallbeseitigung sowie durch Einnahmen
des Wertstoffmarketings resp. aus den Engagements im Bereich regenerativer Energien fi-
nanziert. Die Anstalt wird zudem nach den Vorgaben der Eigenbetriebs- und Anstaltsverord-
nung (EigAnVO) gefiihrt. Sie erstellt in Vollzug der rechtlichen Vorgaben insbesondere einen
Wirtschaftsplan und eine Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung. Soweit das Anlagevermo-
gen von dem Landkreis vollstandig auf die Anstalt tGbertragen werden soll, sind die Vermo-
gensanteile doppisch sodann lber die Beteiligungen des Landkreises zu werten.

.13
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9. Ergebnis und Zusammenfassung

Durch die Griindung einer Anstalt des 6ffentlichen Rechts mit der vorgenannten Aufgabenstel-
lung ergeben sich fur die kommunale Gebietskdrperschaft keine Nachteile aus organisatori-
scher, personalwirtschaftlicher, mitbestimmungsrechtlicher sowie gleichstellungsrechtlicher
Sicht. Die Grindung der Anstalt bietet vielmehr eindeutige wirtschaftliche, organisatorische
und finanzielle Vorteile.

— Die Anstalt bietet durch die Mdglichkeit der umfassenden Aufgabenibertragung durch Re-
gelung in der Anstaltssatzung hohe Flexibilitat und Wirtschaftlichkeit. Dies gilt auch fur die
Ubertragung der Aufgaben in Vollzug des Anstaltszweckes des AWB Ahrweiler.

— Die Gestaltungs- und Steuerungsfunktion seitens des Kommunalparlamentes ist durch die
Regelung der Anstaltssatzung nachhaltig gewahrleistet; besondere Bedarfe konnen unter
einen Zustimmungsvorbehalt gestellt werden. Gleichwohl bietet die Anstalt im Rahmen
ihrer Vorstandsverfassung fiir das operative Geschaft ausreichend Spielraum fur den Vor-
stand.

— Investitionen kénnen unter den kommunalen Sonderbedingungen fur Kredite (Kommunal-
kredit) finanziert werden. Fir die Anstalt gilt die Gewahrtragerhaftung (8§ 86a Abs. 4
GemO).

—  Steuerliche Optimierung ist bei der Rechtsform Anstalt gegeben, da hoheitliche und ggfs.
fiskalische Aufgaben Ubertragen werden koénnen.

— Die Anstalt wird wie die Eigenbetriebe nach der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung
gefluhrt.

Zusammengefasst ergeben sich generell folgende Vorteile der Anstalt des 6ffentlichen Rechts
im Vergleich zu anderen Rechtsformen:

— Es besteht eine organisatorische und vor allem rechtliche Selbststandigkeit;

— AOR bleibt unabhangig von etwaigen haushaltsrechtlichen Restriktionen (bisher Abhan-
gigkeit des Sondervermégens vom kommunalen Haushalt);

— die Aufgabenerledigung erfolgt ungeachtet verwaltungsspezifischer Besonderheiten auf
der Grundlage wirtschaftlicher Erwagungen,;

.14
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— der Landkreis kann einzelne oder alle mit einem bestimmten Zweck zusammenhé&ngen-
den Aufgaben zur selbststandigen eigenverantwortlichen Erfillung durch die AGR ganz
oder teilweise uUbertragen;

— durch die Aufgabenbindelung werden die steuerlichen Gestaltungsmoglichkeiten erhal-
ten (Verrechnung von Gewinnen und Verlusten bei wirtschaftlichen Tatigkeiten, ohne Aus-
I6sen einer Steuerpflicht bei den hoheitlichen Aufgaben); durch die Gestaltung der An-
staltssatzung wird die Gestaltungs- und Steuerungsfunktion seitens des Kommunalparla-
mentes gewahrleistet.

(Meiborg)

Geschaftsfuhrer
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Haushaltsausgleich und Kommunalaufsicht
Sehr geehrte Damen und Herren,

die mir mit Schreiben von Herrn Stéatsminister Ebling vom 3. Mai 2023, Az.:
1140#2023/0003-0301.334, Ubersandten Ausfiihrungen des Ministeriums des Innern
und fur Sport vom 2. Mai 2023 zum Thema ,Haushaltsausgleich und Kommunalauf-
sicht® Ubersende ich |hnen sowohl in lhrer Funktion als Verwaltungsbehérde des Land-
kreises als auch in lhrer Funktion als Kommunalaufsichtsbehérde nach § 118 Abs. 1

Satz 1 Fall 1 Gemeindeordnung zur Kenntnisnahme und mit der Bitte um Beachtung.

In Ihrer Funktion als Kommunalaufsichtsbehdrde bitte ich Sié, die Vertreterinnen und

1/2
Konto: . Besuchszeiten / telefonische Erreichbarkeit:
Bundesbank Koblenz : Mo-Do  9.00-12.00 Uhr und 14.00-15.30 Uhr

BIC: MARKDEF1570 |IBAN: DE15 5700 0000 0057 0015 13 Fr 9.00-12.00 Uhr

d Haushaltsausgleich_und_Kommunalaufsicht_RdSchr_KV (002)




Vertreter der Ihrer Aufsicht unmittelbar unterstehenden Gebietskérperschaften tiber die
0. a. Ausfithrungen zu informieren. ' |

Mit freundlichén GrﬂBen
Im Auftrag

Ct’“ﬁ LD)*EMA/

Christiane Luxem
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Aufsichts-und Dienstleistungsdirektion g;:':“gm‘:z”
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Mein Aktenzeichen lbr Schreiben vom Ansprechpartner/-in / E-Mail Telefon / Fax
1140#2023/0003-0301 Andreas Wagenfiihrer 06131 16-3576 _
334 Andreas.Wagenfuehrer@mdi.rlp.de 06131 16-17 3576

Bitte immer angeben!
Haushaltsausgleich und Kommunalaufsicht

Sehr'géehne Damen und Herren,.

anbei erhalten Sie Ausfiihrungen zum Thema ,Haushaltsausgleich und Kommunalauf-
sicht”, die zwischen der obersten und der oberen Aufsichtsbehérde abgestimmt sind.

Um Beachtung wird gebeten.

Die obere Aufsichtsbehdrde wird ferner gebeten, die Aufsichtsbehdrden der Kreisver-
waltungen entsprechend zu informieren. Dariiber hinaus werden die Aufsichtsbehérden
der Kreisverwaltungen gebeten, die Vertreterinnen und Vertreter der ihrer Aufsicht un-
mittelbar unterstehenden Gebietskérperschaften tiber die Ausfiihrungen zum Thema
»Haushaltsausgleich und Kommunalaufsicht® zu informieren.

Mit freundlichen GriiRen

Michael Ebling
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1. Vorbemerkung
Gemal § 117 Satz 2 GemO ist die Aufsicht so zu fuhreh, dass die Entschlusskraft und
die Verantwortungsfreude der Gemeindeorgane geférdert und nicht beeintrachtigt wer-

den.

1.1 Finanzwirtschaftliche Rahmenbedingungen

Die Entwicklung der Finanzsituation der kommunalen Gebletskorperschaften in Rhein-
land-Pfalz ist seit 2009 positiv. Dies zeigen u.a. die Finanzierungsalden, die seit 2015
einen durchschnittlichen Jahresiiberschuss in Héhe von 415 Mio. Euro erreichen.
Diese erfreuliche Entwicklung beruht stabil und nachhaltig auf mehréren Saulen, ndm-
lich auf den hohen und wachsenden Mitteln aus dem komm.unalen Finahzausgleich
(Finanzausgleichsmasse), auf den steigenden kommunalen Steuerein'nahmen und ei-
nem zunehmenden finanziellen Verantwortungsbewusstsein des Bundes. |

Auch das von der Landesregierung angekindigte Landesgesetz zur Ausfihrung des
Kommunalen Investltlonsprogramms Klimaschutz und Innovation (KIPKI) wird mit ei-
nem Volumen in Hohe von 250 Mio. Euro neben kllmaschutzenden Wirkungen auch
zu mehr Investitionen und einer splrbaren finanziellen Entlastung der Kommunen fiih-

ren.

im Rahmen der ,Parinerschaft z'ur Entschuldung der Kommunen in Rheinland-_Pfalz
(PEK-RP)* wird das Land drei Milliarden Eurc kommunaler Liquiditatskredite bzw. ent-
sprechender Verbindlichkeiten der Ortsgemeinden tibernehmen und die betreffenden
Kommunen so auch von zukiinftigen Kapitaldiensten entlasten. Dies wird aber nur
. dann der Fall sein, wenn die Kommunen die verbleibenden Liquiditdtskredite nach der
Ubernahme aufihren urspriinglichen Zweck, d. h. die kurzfristige Sicherung von Liqui-
.ditét, und auf ein entsprechendes Ausmal, zuriickfihren. Die Kommunen erhalten da-
mit die Moglichkeit und haben zugleich die Verpflichtung, die verbleibenden Liquidi-

tatskredite selbst zu kontrollieren und zu reduzieren.

Zwar ist die Absicht des Bundes, bei der Lésung der Altschuldenproblematik zu helfen,
noch nicht konkretisiert. Gleichwohl ist bekannt, dass eine zentrale Grundvorausset-

zung von Bundeshilfen die wirksame Verhinderung zuknftig wieder ansteigender Li-



1

4

quiditatskredite der Kommunen ist. Daher mussen jetzt die Voraussetzungén flr um-

fassend wirksame kommunale Konsolidierungsmalinahmen geschaffen werden, um

die Bemuhungen des Landes und eines GrofRteils der Kommunen nachhaltig abzusi-

chern und die Voraussetzungen fir Bundeshilfen zu gewahrleisten.

1.2 Festlegungen fiir eine Neuausrichtung der Kommunalaufsicht

In den letzten beiden Jahren gab es in Rheinland-Pfalz vor allem drei Festlegungen,

die eine Neuausrichtung der Kommunalaufsicht angezeigt erscheinen lassen.

a.

Urteil des VGH vom 16. Dezember 2020, Randnummer 106 (Hervorhebungen
von hier):

Was die Verpflichtung der Kommunen zur entsprechenden Mitwirkung bei der Bewél-
tigung der kommunalen Finanzkrise anbelangt, so beschrénkt sich die Rolle des Lan-
des ...nicht auf biofle Rafschidge, Hinweise oder Aufforderungen. [Es] liegt ... in der
mafigeblichen Verantwortung des Landes, ... etwaige Korrekturpflichten im Bereich der
Finanzierung — etwa im Bereich der Realsteuerhebesétze — bzw. auf der Ausgaben-
seite bei der Aufgabenwahrnehmung ... notfalls durchzusetzen”

LT-Beschluss vom 23. September 2021 zum Jahresbericht 2021 des Rech-
nungshofs (Hervorhebungen von hier):

~,Die Landesregierung wird aufgefordert, ... auf die Unterbindung fechtswidriger kom-

munaler Haushaltssatzungen durch die ADD ... hinzuwirken und hierbei das Urteil des
Verfassungsgerichtshofs (VGH 12-14/19) und die Empfehiungen des Rechnungshofs

- zZu beriicksichtigen ...“

Anderung der Verfassung / Begrindung in LT-Drs. 18/2301 vom 8. Februar
2022 (Hervorhebungen von hier):

JLugleich sollen Vorkehrungen zum Kommunalfinanzrecht getroffeh We}den, die ein
emeutes Aufwachsen des Kreditbestandes verhindern. Zudem soll die Tilgung der
dbermommenen Kredite verbindlich geregelt werden.”

Der kommunalen Haushaltswirtschaft liegt das Gebot dés Haushaltsausgleichs zu-

grunde." Zum Haushaltsausgleich waren die kommunalen Gebietskérperschaften im-

mer schon verpflichtet und sind es auch zukuinftig.

§ 93 Abs. 4 Gemeindeordnung: ,(4) Der Haushalt ist in jedem Haushaltsjahr in Planung
und Rechnung auszugleichen.”



Im Rahmen der Einfuhrung der Partnerschaft zur Entschuldung der Kommunen in
Rheinland-Pfalz (PEK-RP) wurden die Kommunen durch einé Anderung der Gemein-
deordnung u. a. verpflichtet, zum einen ihre nach anteiliger Schuldibernahme durch
das Land zum 31.12.2020 verbleibenden Liquiditatsschulden bis zum Jahresende
2053 zurtickzuflhren. Zum anderen gilt das gleiche fur Liquiditétsschulden, die im Zeit-
raum vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2023 entstehen. Entsprechendejéhr—v
liche Riickfithrungsbetrége sind aufgrund einer Anderung der Gemeindehaushaltsver- v
drdnung zukiinftig beim Haushaltsausgleich zu berijcksichtigeln.‘ Die gemeindehausQ
haltsrechtlichen Anderungen gelten fur alle kommunalen Gebietskdrperschaften, un-
abhangig davon, ob sie am PEK-RP teilnehmen oder nicht. Um die zusétzlichen An-
forderungen erfillen zu kénnen, miissen die betroffenen kommunalen Gebletskorper- v

schaften entsprechende KonsolidierungsmaRRnahmen ergreifen.

2. Neuausrichtung der Titigkeit der Kommunalaufsicht

Oberziel der Neuausrichtung der Kommunalaufsicht ist die Sichefung der stetigen Auf-
gabenerfiiflung. Die Sicherung der stetigen Aufgabenerfiillung setzt u. a. voraus, dass
ein zukinftiges Anwachsen der kommunalen Liquidititskredite vermieden wird. Die
Erreichung des Oberziels erfolgt insbesondere vor dem Hint‘ergrund der intergenerati?
ven Gerechtigkeit. Die Verhinderung eines erneuten Aufwuchses der kommunalen Li-
quiditatskredite ist zudem gesetzlich bestimmtes Ziel des Programms ,,Partnerséhaft
zur Entschuldung der Korﬁmunen in Rheinland-Pfalz (PEK-RP)".2

‘Haushaltsvorgespréiche stellen ein Beratungsangebot der Aufsichtsbehérden dar. Die
Kommunen werden gebeten, von diesem Angebot Gebrauch zu machen. In Haus-
haltsvorgespréchen, die dem Einhalten einer kurzen Zeitspanne im Hinblick auf den
Erlass der Haushaltssatzung sowie auf die 8ffentliche Bekanntmachung der Haus-
haltssatzung dienen sollen, soll insbesondere auch auf die in § 16 Abs. 3 GewStG, 25

2 Vgl. § 1 Satz 1 Gesetzentwurf der Landesregierung fiir ein Landesgesetz Gber die Partnerschaft
zur Entschuldung der Kommunen in Rheinland-Pfalz (LGPEK-RP), LT-Drs. 18/4937 vom 8. De-
zember 2022.
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Abs. 3 GrdStG® sowie in § 34 LFAGH bestimmten Fristen hingewiesen werden. Wird
entgegen der Bestimmung in § 97 Abs. 2, Satz 1, 2. Halbsatz.GemO?® eine Haushalts-

~ satzung mit einem nicht ausgeglichenen Haushalt erst nach dem 30. Juni der Auf-

sichtsbehotrde vorgelegt, ist ein bestehender Rechtsverstofl gegen das Haushaltsaus-
gleichsgebot mdglicherweise nicht mehr korﬁgierbar, weil von der kommunalen Ge-
bietskérperschaft wichtige Mallnahmen zur Haushaltssanierung (z. B. Hebesatzerhs-
hungen oder Erhéhung der Urﬁlagesétze) durch den faktisch eingetretenen Zeitablauf
verhindert worden sind. In solchen Fallen verbleibt die kommunale Gebietskorper-

schaft in der vorlaufigen Haushaltsflhrung gem. § 99 GemO..

Die Verhinderung eines zukunftigen Anwachsens der kommunalen Liquiditatskredite
istim Ubﬁgen eindeutig messbar. Wenn zukanftig keine neuen Liquiditatskredite (dau-
erhaft) entstehen, reicht im Finanzhaushalt offénsichtlich der Uberschuss der ordentli-
chen und auRerordentlichen Einzahlungen tiber die ordentlichen und auRerordentli-
chen Auszahlungen aus, um die planmaRige Tilgung von Investitionskredite sowie zu-
kinftig auch die Mindest-RUckﬂJhruhgsbetrége fur die Liquiditatskredite zu decken.
Dann ist gleichzeitig einé stetige Aufgabenerflllung gesichert. |

Von der Verhihderung eines zukinftigen Anwachsens der kommunalen Liquiditatskre-
dite ist unmittelbar und nur der Finanzhaushalt / die Finanzrechnung betroffen, weil die
Ein- und Auszahlungen aus Krediten zur Liquiditatssicherung im Ergebnishaushalt / in

der Ergebnisrechnung nicht erfasst werden.

Im Zentrum der Betrachtung steht das Haushaltsjahr, fiir das in der Haushaltssatzung
Festsetzungen getroffen werden, im Falle von § 95 Abs. 5 Satz 2 GemO die beiden

Haushaltsjahre (Doppelhaushalt). Die Planungsdaten der folgenden drei Haushalts- -

jahre, bei einem Doppelhaushalt der folgenden zwei Haushéitsjahre spielen bei der

Beurteilung des Haushaltausgleichs keine Rolle.

3 Gleichlautend: ,Der Beschluss (iber die Festsetzung oder Anderung des Hebesatzes ist bis zum
~ 30. Juni eines Kalenderjahrs mit Wirkung vom Beginn dieses Kalenderjahrs zu fassen. Nach
diesem Zeitpunkt kann der Beschluss Uber die Festsetzung des Hebesatzes gefasst werden,

wenn der Hebesatz die Hohe der letzten Festsetzung nicht Uberschreitet.”

4 .Die Umlagen nach den §§ 31 his 33 durfen nach dem 30. Juni des Haushaltsjahres nicht erhéht
werden." [§ 31: Kreisumlage, § 32: Verbandsgemeindeumiage; § 33: Bezirksverbandsumiage.]
5 .(2) Die vom Gemeinderat beschlossene Haushaltssatzung ist vor ihrer &ffentlichen Bekannt-

machung mit dem Haushaltsplan und seinen Anlagen der Aufsichtsbehérde vorzulegen; die
Vorlage soll spatestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres erfolgen.”



Unabhangig davon_ wird durch die Schuldibernahme durch das Land im kommunalen
Haushalt - abgesehen von etwaigen Entgeitzahmngen an die Bank - regelmafig kein
Zahlungsstrom ausgeldst. In der kommunalen Bilanz vermindert sich durch die Schuld-
_ Ubernahme der Passivposten (§ 47 Abs. 5§ GemHVO) 4.2.2 (Verbindlichkeiten aus der
Kreditaufnahme zur Liquiditatssicherung) bzw. 4.10 (Verbindlichkeiten gegeniiber dem
sonsﬁgen offentlichen Bereich), so dass buchmaRig ein bilanzieller Ausgieich auf der
Passivseite der Bilanz erforderlich wird. Dieser Ausgleich erfdigt unmittelbar Gber eine

Zunahme der Kapitalriicklage.

Die Landkreise und die Verbandsgemeinden sind wie alle anderen Gebietskdrper-
schaften gehalten, bei defizitarer Haushalislage ihre Einnahmemdglichkeiten auszu-
schépfen.‘ Wichtige Einnahmequelle fir die Gemeindeverbande sind ihre Um[a'gen. Bei
der Bemessung des jeweiligen Umlagesatzes hat der Gemeindeverband die finanzielle
Lage der verbandsangehdrigen Gemeinden zu berUcksichtigen; Bei einer Erhghung
des Umlé‘gesatzes sind die von der Rechtsprechung aufgestellten Grundsétzé zum
Eingriff in die verfassungsrechtlich geschitzte finanzielle Mindestausstattung der
kreisangehoérigen Gemeinden zu beachten. Im dynamischen System der kommunalen
Finanzierung ist es nicht auszuschlieRen, dass die verbandsangehongen Gemeinden

aufgrund von Umlageerhohungen lhre Hebesatze erhohen mussen.

3. Verfahren

3.1 Handlungen der Aufsichtsbehdrde
Die Handlungen der Aufsichtshehérde und lhre Relhenfolge ergeben sich aus der
GemO bzw. den VV dazu.

Legt die-Gemei_nde der Aufsichtsbehérde einen gesetz- oder rechtswidrigen Haushalt
vor, hat die Kommunalaufsicht in einem ersten Schritt gegé{ntrber der Gemeinde Be-
denken wegen Rechtsverletzung zu erheben und gleichzeitig die Gémeinde bei ange-
messener F ristseizung‘f[lr die Abgabe einer Stellungnahme anzuhtren. Bei Nichtaus-
rdumung der erhobenen Rechtsbedenken durch die Gemeinde spricht die Kommu-
naiaufsi¢ht in einem zweiten Schritt eineGIobaIbeanstandUng der Haushaltssatzung -



aus, versagt die bea.ntragten Genehmigungen und ordnet mit angemessener Fristset-
zung den Beschluss einer rechtskonformen Haushaltssatzung an. Sofern die Ge-
meinde dem Verlangen der Aufsichtsbehdrde nieht nachkommt, ergibt sich in einem
dritten Schritt, dass die Gemeinde im Zweifel bis zum Ende des Haushaltsjahfes in der

vorlaufigen Haushaltsfithrung bleibt.

3.2 Vorlaufige Haushaltsflihrung v
In solchen von der Gemeinde verursachten und deshalb zu verant\&ortenden Fallen
wird es oftmals zu einer vorlaufigen Haushaltsfiihrung der Gemeinde kommen m(}ssen
(§ 99 GemO). Es ist nicht auszuschliefien, dass zwar Zweckzuweisungen durch das
Land bewilligt worden sind, die jedoch wahrend der vorlaufigen Haushaltsfiihrung nicht
in Ahspruch genommen werden kénnen. Hier gilt der Grundsatz: Haushaltsausgleich'
vor Zweckzuweisung (s. dazu unten Nr. 8). Dem Grundsatz ist selbst'dann ZU folgen
- wenn es sich um Férdermittel handelt, die nur zeitlich begrenzt zur Verflgung stehen

und bei nicht rechtzeitiger Inanspruchnahme ,verfallen®.

Weiteré Folgender voﬁéufigen Haushaltsflihrung fur die Gemeinde sind in'§ 99 GemO

| bestimmt.

Exkurs: Rentierliche Investitionen und Kommunalaufsicht

Soweit eine kommunale Gebietskdrperschaft eine Finénzierung mit Investitionskredi-
ten fiir sog. MaBnahmen vorsieht, welche nach einer LebenszykluskostenfechnUng n
einem Zeijtraum von héchstens 15 Jahren eine gepriifte wirtschaftliche Rentierlichkeit
* erwarten lassen, kénnen die entsprechenden Investitionskred/:te die dauernde Leis-
tungsfahigkeit der kommunalen Gebietskﬁrperschéft wegen der Rentabilitét nicht ge-
fahrden. Entsprechende Investitionskredite sind deshalb grundsétzlich genehmigungs-
fahig, unabhéngig davon, ob solche MaBnahmen.im Rahmen von Pflichtaufgaben oder
anderen Aufgaben erfolgen. Eine rentierliche Investition liegt vor, wenn ({ber die Nut-
zungsdader der MaRnahme ein Uberschuss der erzielfen Einnahmen gegentiber den
mit der investition verbundenen Ausgaben erwirtschaftet wird. Eine rentierliche Inves-

tition kann auch dann vorliegen, wenn tiber die Nutzungsdauer der MaRnahme die



mafinahmenbezogenen Ausgaben geringer sind als die Ausgaben ohne die Mai3-
nahme. Die jeweiligen Ausgaben kbnnen auch den Schuldendienst umfassen, falls die

MaRnahme teilweise oder ganz mit Fremdkapital (Investitionskredite) finanziert wird.

4. Von der Gemeinde erwartete MaBnahmen
Um dem Gebot des Haushaltsausgleichs zu geniigen, hat die Gemeinde alle MaRnah-

men zu ergreifen, die ihr rechtlich mdglich sind. -

Ihrer gesetzlichen Pflicht zur Minimierung des Haushaltsdefizits kann sich eine kom-
munale Gebietsk&rperschaft auch nicht durch Verweis auf eine ihrer Auffassung nach -
unzureichende Finanzierung durch das Land entziehen. Solange es ihr méglich ist,
Mafnahmen zur Haush‘altssanierung zu ergreifen, ist es aus Sicht der Garantie der
Selbstverwaltung aus Art. 28 Abs. 2 GG nicht zu beanstanden, wenn sie landesrecht-
fich zu entsprechendem Handeln verpflichtet ist (vgl. BVerWG, Urteil vom 16. Juni
2015, 10 C 13/14, Rn. 25).

MalRnahmen zur Héushaltssanierdng kénnen auch Festsetzungen der Hebesatze
oberhalb der Nive!liérungssétze sein.® Die Grenze der gemeindlichen Mitwirkungs-
pflicht ist erst bei einer sogenannten "Erdrosselungswirkung" dieser Steuer erreicht,
also elner Héhe, die Steuerpﬂlchtlge unter normalen Umstanden nicht mehr aufbringen
kdnnen. Eme derartige Wirkung hat die Rechtsprechung aber bisher auch bei Hebe-

sétzen von bis zu 995 % verneint.”

Im Ubrigen finden sich in den jahrlichen Kommunalberichten des Rechnungshofs
Rheinland-Pfalz regelmafig zusammengefasste Fachbeitrage zu aktuellen Themen
aus der Prifungspraxis des Rechnungshofs, mit denen Einsparpotentiale aufgezeigt

6 Vgl.  Rechnungshof Rheinland-Pfalz, Themenbeitrag Landkreise — Haushaltsausgleich,
Kreisumlage und Kommunalaufsicht, 5. Oktober 2021, S. 3
{www.rechnungshof.rlp.de/de/verceffentlichungen/aufsaetze-themenbeitraege-vortraege-und-
weitere-veroeffentlichungen/)

7 Vgl. Rechnungshof Rheinland-Pfalz, Themenbeitrag Rechnungshof und Kommuna!haushatte
Dezember 2019, 8. 2
(www.rechnungshof.rip. de/delveroeffentl1chungen/aufsaetze-themenbertraege-vortraege und—
weitere-veroeffentlichungen/)
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werden.® Einsparpotenzial kénnen sich sowohl bei der Erfullung von Pflichtaufgaben

der Selbstverwaltung als auch bei der Erfillung von freiwilligen Aufgaben ergeben.

5. Ausnahmen

Ausnahmen vom Gebot des Haushaltsausgleichs sind in § 93 Abs. 4 GemO nicht vor-
gesehen. Allerdings entspricht es selbstredend der Lebenserfahrung, dass es unvor-
hersehbare, kaum steuerbare Situationen geben kann, in denen im Haushaltsvolizug
das Gebot des Haushaltsausgleichs‘nicht erfullt werden kann (Natu_rkataétrophen,
Grbf&schadensereignisse usw.). In solchen Einzelfallen sind von der Aufsichtsbehcrde
gleichwohl strenge MaBstabe bei der Beurteilung der Haushalts- und Finanzlage an-

zulegen.

. 6. Zum Verhiltnis von Haushaltsausgleich und Zweckzuweisungén

GemaR Nr. 1.1.2 der VWV zu § 44 LHO / Teil Il diirfen Zuwendungen vom Land nur
gewahrt werden, wenn die Aufbringung der erforderlichen Eigenieisfungen der Kom-
mune gesichert ist und die Folgekosten die Grenzen der dauernden Leistungsféahigkeit
der Kommune unter'BerUcksichtigung ihrer Pflichtaufgaben nicht Ubersteigen. Eine
Anfinanzierung von Vorhaben, deren Gesamtfinanzierung nicht gesichert ist, ist unzu-

lassig.? Dabei geht es nicht darum, die Gewéhrung von Zweckzuweisungen zu begren-

Zuletzt in LT-Drs. 18/4800 vom 17. November 2022, Seite 45ff.

Dariiber hinaus dirfen geman Nr. 1.1.1 der VV zu § 44 LHO / Teil Il Zuwendungen nur gewéhrt
werden, wenn der Zuwendungszweck trotz Heranziehung aller eigenen Finanzierungsmittel des
Antragstellers und finanzieller Hilfen Dritter bei gleichzeitiger Berticksichtigung der sonstigen
Aufgaben des Zuwendungsempfangers ohne die Zuwendung nicht erreicht werden kann.

Dabei ist eine Bindung der Hohe der tatséchlichen Hebesatze an die Héhe der Nivellierungs-
satze nicht vorgesehen.

Sofern eihe Gemeinde Hebesatze in einer Hoéhe unterhalb der Nivellierungssatze erhebt, ihren
Haushalt trotzdem ausgleichen und dartber hinaus aus den zukiinftigen Schuldendienst fur ei-
nen kreditfinanzierten Eigenanteil einer gefdrderten Mafinahme darstellen kann, obliegt es der
fur die Férderung zustandigen Stelle zu entscheiden, ob eine Forderung aufgrund eines ent-
sprechend hohen Landesinteresses erfolgen soll oder ob eine intensivere Heranziehung aller
kommunalen Finanzierungsmittel und mit einer teilweisen oder vollstandigen Reduzierung der
Férderung der Gemeinde zumutbar ist, ‘

Wenn dagegen eine Gemeinde Hebesétze in einer Héhe unterhalb der Nivellierungssétze er-
hebt und ihren Haushalt nicht ausgleichen kann, wird sie erst recht nicht den zukunftigen Schul-
dendienst fiir einen kreditfinanzierten Eigenanteil einer geférderten Mafnahme im Rahmen ih-
rer dauernden Leistungsfahigkeit darstellen kénnen. Die Genehmigung einer Kreditfinanzierung
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zen, sondern es geht darum, dass die kommunalen Gebietskorperschaften die ihr ver-
bleibenden Eigenanteil auskémmlich finanzieren, d. h. den zukiinftigen Schulden-

dienst leisten kﬁnhén, ohne daflir zukinftig Liquiditatskredite aufnehmen zu missen.

Aus der Nr. 1.1.2 der VV zu § 44 LHO / Teil 1l |asst sich der Grundsatz: ,Haushaltsaus-
gleich vor Zweckiuweisung“ ableiten. Dem Grundsatz ist selbst dann zu folgen, wenn
es sich um Férdermittel handelt, die nur zeitlich begrenzt zur Verfigung stehen und
bei nicht rechtzeitiger Inanspruchnahme ,,verfailen“. Dabei Vist es une_rheblich, ob es
sich um Férdermittel des Landes, des Bundes, der EU oder um sonstige Férdermittel
handelt. ‘

Bei fehlender dauernder Leistungsfahigkeit kann eine Genehmigung von Investitions-
krediten weder mit dem Hinweis auf eine Bewilligung von Zweckzuweisungen gefor-
dert werden noch erfolgen. Die in Nr. 4.1.3 der VV zu § 103 GemO genannten Aus-
nahmen éind' zukinftig sehr restriktiv zu handhaben. Dabei geht es nicht darum, die
Gewahrung von Zweckzuweisungen zu begrenzen, sondern es geht darum, dass die
kommunalen Gebietskdrperschaften die ihr verbléibenden Eigenanteil auskémmlich fi-
nanzieren, d. h. den zukinftigen Schuldendienst leisten kénnen, ohne dafir zukliinftig

Liquiditatskredite aufnehmen zu mussen.

des Eigenanteils einer geférderten MalRnahme ist dann grundsatzlich ausgeschlossen. Die be-
willigte Zuweisung kann dann nicht ausgezahlt werden. In solchen Fallen sollte mithin auf eine
Bewilligung verzichtet werden.
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Haushaltsausgleich und Kommunalaufsicht - Erganzende Hinweise

Sehr geehrte Damen und Herren,

anbei erhalten Sie erganzende Hinweise zum Thema ,Haushaltsausgleich und
Kommunalaufsicht®, die zwischen der obersten und der oberen Aufsichtsbehérde

abgestimmt sind. Um Beachtung wird gebeten.

Die obere Aufsichtsbehérde wird ferner gebeten, die Aufsichtsbehérden der Kreisver-
waltungen entsprechend zu informieren. Daruber hinaus werden die Aufsichtsbehorden
der Kreisverwaltungen gebeten, die Vertreterinnen und Vertreter der ihrer Aufsicht
unmittelbar unterstehenden Gebietskérperschaften Uber die erganzenden Hinweise

zum Thema ,Haushaltsausgleich und Kommunalaufsicht® zu.informieren.

Mit freundlichen GruRen

-

Michael Ebling




Ministerium des Innern und fur Sport 12. September 2023
Rheinland-Pfalz

Haushaltsausgleich und Kommunalaufsicht

Erganzende Hinweise



Vorbemerkung

Aufgrund der positiven Entwicklung der finanzwirtschaftlichen Rahmenbedingungen
der Kommunen, des neuen Landesfinanzausgleichsgesetzes (LFAG) zum 1. Januar
2023, der beabsichtigten Ubernahme von kommunalen Liquiditatskrediten im Umfang
von 3 Mrd. Euro im Rahmen der Partnerschaft zur Entschuldung der Kommunen in
Rheinland-Pfalz (PEK-RP) und vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des
Verfassungsgerichtshofes Rheinland-Pfalz (VGH) hat das Ministerium des Innern und
fur Sport im Mai 2023 Ausfihrungs- und Anwendungshinweise fur die

Kommunalaufsichten verdffentlicht.

Sachstand

Inzwischen sind die Verfahren zum Erlass der jeweiligen Haushaltssatzungen fur das
Jahr 2023 weitestgehend abgeschlossen, und es liegen erste Erfahrungen tber den
Umgang und die Ergebnisse zu den Ausfihrungen zum Thema ,Haushaltsausgleich

und Kommunalaufsicht” vom 2. Mai 2023 vor.

Zum August 2023 waren im Aufsichtsbereich der Aufsichts- und Dienstleistungs-
direktion Rheinland-Pfalz (ADD)

e die Haushalte bei elf von zwolf kreisfreien Stadte ausgeglichen, wobei die
Landeshauptstadt Mainz deshalb als ausgeglichen gilt, weil sie aufgrund hoher
Einnahmen im Jahr 2022 im Haushaltsjahr 2023 eine hohe Finanzausgleichumlage

zahlen muss, die sie aus zuvor gebildeten Zahlungsmittelbestdnden decken kann,

e die Haushalte bei allen acht grof3en kreisangehdrigen Stadten ausgeglichen, wobei
die Stadt Ingelheim am Rhein deshalb als ausgeglichen gilt, weil sie aufgrund hoher
Einnahmen im Jahr 2022 im Haushaltsjahr 2023 eine hohe Finanzausgleichumlage
zahlen muss, die sie aus zuvor gebildeten Zahlungsmittelbestdnden decken kann

und

e die Haushalte bei 21 von 24 Landkreisen ausgeglichen, wobei ein Landkreis nur
einen geringen Fehlbetrag veranschlagt hat.



Die Ortsgemeinden, die Verbandsgemeinden und die verbandsfreien Gemeinden (mit
Ausnahme der grol3en kreisangehdrigen Stadte) unterliegen der Kommunalaufsicht
der Kreise. Diese haben daher den unmittelbaren Uberblick, wie sich die
Haushaltssituation auf Gemeindeebene im Einzelnen darstellt. Einer Mitteilung des
Gemeinde- und Stadtebundes Rheinland-Pfalz vom August 2023 war zu entnehmen,
dass sich 212 Gemeinden in der vorlaufigen Haushaltsfihrung befinden. Wenn
umgekehrt sich die restlichen der 2.260 Ortsgemeinden nicht in der vorlaufigen
Haushaltsfuhrung befinden, sondern ihre Haushalte, gegebenenfalls mit Auflagen,
vollziehen kénnen, ist es ein Schritt in die richtige Richtung. Vollstandigkeitshalber sei
angemerkt, dass dem Gemeinde- und Stadtebund die Angaben von rund 100
Gemeinden noch gefehlt hatten. Um einen volistandig belastbaren Uberblick zu

bekommen, wird das Land eine Erhebung bei den Aufsichtsbehdrden durchfiihren.

Hinter diesen insgesamt positiven Ergebnissen stecken sicherlich in nahezu allen
Féallen intensive kommunalpolitische Diskussionen und Prozesse sowie viele Kontakte
und Gesprache mit der Aufsichtsbehérde, die letztlich zu zielfihrenden Ergebnissen

beigetragen haben.

Bei Betrachtung der Erfahrungen und Ergebnisse wird aber auch deutlich, dass die
finanzielle Situation im Flachenland Rheinland-Pfalz und bei seinen Uber 2.300
Gemeinden durchaus unterschiedlich ist. Die vom Land ergriffenen Malinahmen zur
besseren und bedarfsorientierten finanziellen Ausstattung der Kommunen (Erhéhung
der KFA-Mittel in 2023 um tber 350 Mio. Euro im Vergleich zu 2022; auch 2024 werden
die Zuweisungen an die Kommunen aus dem KFA um 225 Mio. Euro Uber der
Finanzausgleichsmasse 2022 liegen) und der angekindigten Entlastung der
Kommunen durch Ubernahme der Liquiditatskredite in Hohe von 3 Mrd. Euro erfordern
jedoch auch, dass die Haushaltsdisziplin eingehalten wird und dies notfalls auch durch

die Kommunalaufsicht durchgesetzt wird.

Ein Haushaltsausgleich ist jedoch kein Selbstzweck und muss immer mit Augenmaf}
und Blick auf die individuelle Situation der Kommune erfolgen. Hier gibt und gab es
erkennbare Unterschiede bei der Handhabung durch die Aufsichtsbehdrden. Die

nachfolgenden Ausfiihrungen erganzen und aktualisieren die Hinweise vom Mai 2023.



Ausblick auf 2024

Oberziel und auch haushaltsrechtliches Gebot ist weiterhin die Sicherung der stetigen
Aufgabenerfillung. Die Sicherung der stetigen Aufgabenerfillung setzt unter anderem
voraus, dass ein zukinftiges Anwachsen der kommunalen Liquiditatskredite
vermieden wird. Die Erreichung des Oberziels erfolgt insbesondere vor dem
Hintergrund der intergenerativen Gerechtigkeit. Die Verhinderung eines erneuten
Aufwuchses der kommunalen Liquiditatskredite ist neben den seit jeher bestehenden
haushaltrechtlichen Regelungen zudem gesetzlich bestimmtes Ziel des Programmes

,Partnerschaft zur Entschuldung der Kommunen in Rheinland-Pfalz (PEK-RP)".

Die Kommunalaufsichten haben auf allen Ebenen sehr genau hinzuschauen, wenn
von den Kommunen Haushalte vorgelegt werden, in denen weitere Schulden
vorgesehen sind. Dies ist nicht allein eine Position des Ministeriums des Innern: sowohl
der Verfassungsgerichtshof als auch der Rechnungshof haben in der Vergangenheit
darauf hingewiesen, dass auch die Kommunen die Einnahmequellen, die sie haben,

auszuschopfen haben.

Dabei ist auch in Betracht zu ziehen, dass Kommunen verschiedene Mdglichkeiten
haben, Einnahmen (perspektivisch) zu erhéhen: dies kann beispielsweise auch tber
die Verpachtung von Gemeindeflachen, die Ansiedlung von Gewerbebetrieben, die
Installation von Windkraftanlagen oder durch interkommunale Zusammenarbeit
erfolgen. Wenn samtliche andere Einnahmequellen ausgeschépft sind, muss auch auf

Gemeindeebene eine Erh6hung von Steuern und Geblhren in Betracht kommen.

Den Verantwortlichen auf allen Ebenen ist sehr bewusst, dass die Erhdhung von
Steuern und Gebuhren eine Belastung fur Birgerinnen und Burger darstellt, ganz
besonders in einer Situation, in der Preissteigerungen in samtlichen Lebensbereichen
spurbar sind. Entscheidungen dieser Art sind fur die politisch Verantwortlichen vor Ort
oftmals belastend, und es ist aufwendig, Hintergrinde zu erklaren und um

Unterstitzung zu werben.

Gleichzeitig gilt aber auch, dass alle staatlichen Stellen die gestiegenen Kosten sptiren
und in der Verantwortung sind, die Qualitat der 6ffentlichen Infrastruktur zu sichern.

Egal ob es sich um die Trinkwasserversorgung, Baumafl3nahmen, den Nahverkehr



oder die Kindertagesstatten und Schulen handelt: alle diese Angebote kosten Geld
und sie kosten in Zeiten gestiegener Preise auch fur Land und Kommunen mehr Geld.
Es ist daher im Umkehrschluss richtig, dass alle einen Anteil an den gestiegenen
Kosten tragen, denn auch in Zukunft muss eine gute und verlassliche o6ffentliche

Infrastruktur fur alle Bargerinnen und Birger sowie fur die Unternehmen funktionieren.

Weiterhin ist explizit auf die Beratungsfunktion der Kommunalaufsichten hinzuweisen.
Diese muss insbesondere vor dem Hintergrund der Erreichung des beschriebenen
Oberziels weiter verstarkt werden. Insbesondere die Kenntnisse der Kreisverwaltung
als untere Behdrde der allgemeinen Landesverwaltung zu 6rtlichen Besonderheiten
sind unerlasslich, wenn es darum geht, die Aufsicht so zu fihren, dass die
Entschlusskraft und die Verantwortungsfreude der Gemeindeorgane gefdrdert und

nicht beeintrachtigt werden.

Eine Tatigkeit der Kommunalaufsicht mit Augenmald bedeutet auch, keinen
.,mechanischen“ Vollzug des Gebotes des Haushaltsausgleichs zu betreiben.
Beispielsweise hilft eine Rechnung, bei der ein Fehlbetrag allein durch die Erh6hung
der Realsteuer-Hebesatze ausgeglichen werden soll, nicht immer weiter, sondern
kann zu utopischen Werten im deutlich vierstelligen Bereich fihren. In solchen

Situationen sind andere Lésungen erforderlich.

Hinzuweisen ist allerdings darauf, dass ein Haushaltsdefizit nicht schon deshalb
unabweisbar ist, weil sich eine Kommune fir vom Land unterfinanziert halt. Nach der
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts muss die Kommune alles
unternehmen, um ihr Defizit zu verringern.t Wortlich fuihrte das Gericht 2015 in einer
Urteilsbegrindung aus: "Seiner gesetzlichen Pflicht zur Minimierung des
Haushaltsdefizits kann sich der klagende Kreis auch nicht durch Verweis auf eine
seiner Auffassung nach unzureichende Finanzierung durch das beklagte Land
entziehen. Solange es ihm mdglich ist, MalRnahmen zur Haushaltssanierung zu
ergreifen, ist es aus Sicht der Garantie der Selbstverwaltung aus Art. 28 Abs. 2 GG
nicht zu beanstanden, wenn er landesrechtlich zu entsprechendem Handeln
verpflichtet ist." Ubertragen auf Gemeinden sind insofern beispielsweise hohe

Hebesatze zumutbar, selbst wenn dadurch ein Defizit nicht vollstandig vermieden wird.

1 Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 16. Juni 2015, BVerwG 10 C 13.14, Randnummer 25.
5



Hierbei handelt es sich nicht um eine Sichtweise der obersten Aufsichtsbehorde,

sondern um hdchstrichterliche Rechtsprechung.

Zu berucksichtigen ist auch, dass die Ermachtigung der Verwaltung zur Verursachung
von Aufwendung bzw. der Leistung von Ausgaben durch den Satzgeber erfolgt und
zwar mit einem Haushaltsplan. Es liegt in der Natur der Sache, dass Verwaltungen zu
Beginn des Jahres regelmaldig vorsichtig, also mit hohen Aufwendungen bzw.
Auszahlungen planen. Dies ermoglicht der Verwaltung ein flexibles Handeln im
Rahmen des Haushaltsvollzugs. Auch die kommunale Praxis in Rheinland-Pfalz zeigt,
dass am Jahresende haufig positivere Abschliisse erzielt werden.

Die Aufsichtsbehorde hat deshalb auch die Aufgabe, sich mit einer Mehrjahressicht
Transparenz zum Plan-Ist-Vergleich zu verschaffen und es ist ratsam, solche
Vergleiche auch fur die Investitionstatigkeit bzw. aufgenommene Investitionskredite
anzustellen und bei der Beurteilung eines unausgeglichenen Haushaltsplans
entsprechend zu bericksichtigen.

a) Mehrjahresbetrachtung

Bei der Beurteilung des Haushaltsausgleichs durch die Aufsichtsbehotrde steht zwar
die Betrachtung des Haushaltsjahres im Zentrum, fur das in der Haushaltssatzung
Festsetzungen getroffen werden; das bedeutet aber nicht, dass Mehrjahres-

betrachtungen ausgeschlossen sind.

e Es ware nicht sachgerecht, einen ausgeglichenen Haushalt nur deshalb zu
beanstanden, weil die Planungsdaten mindestens flr eins der Haushaltsfolgejahre

einen unausgeglichenen Haushalt darstellen.

e Wenn im Zeitablauf vom Haushaltsvorvorjahr bis zum dritten Haushaltsfolgejahr
Schwankungen um einen ausgeglichenen Haushalt erfolgen, d. h. der Haushalt im
Haushaltsjahr unausgeglichen ist, hat die Aufsichtsbehdrde zu beurteilen, ob sich
in einer Mehrjahresbetrachtung bei realistischer Betrachtung ein Ausgleich ergibt.
Hierzu sollten insbesondere auch die Ist-Ergebnisse der Vorjahre herangezogen

werden.



e Eine realistische Beurteilung durch die Aufsichtsbehdrde ist auch erforderlich,
wenn eine Kommune in einer Mehrjahresbetrachtung bevorstehende
Einnahmemadglichkeiten darstellt, etwa bei zusatzlichen Einnahmen aus neuen
Windkraft- oder Photovoltaik-Anlagen oder gemeinsamen Gewerbegebieten oder

auch bevorstehenden Einsparungen aus einer interkommunalen Zusammenarbeit.

b) Einsatz von greifbaren Ricklagen

Eine besondere Form einer Mehrjahresbetrachtung ist mdglich, wenn bei einem
unausgeglichenen Haushalt auf greifbare Ricklagen (liquide oder zumindest sehr
liquiditatsnahe Vermdgensgegenstande) zurtckgegriffen werden kann, um zumindest
einen rechnerischen Ausgleich darstellen zu kénnen. Die liquiden oder liquiditdtsnahen
Vermogensgegenstande stammen aus Uberschiissen in Vorjahren, sodass sich hier
eine Mehrjahresbetrachtung automatisch ergibt.

c) Schrittweises Vorgehen der Kommune

Um zumindest mittelfristig einen Haushaltausgleich zu erreichen, kann die Kommune
mit der Kommunalaufsicht grundsétzlich auch ein mehrjahriges, schrittweises
Vorgehen vereinbaren, allerdings unter der Voraussetzung, dass die wahrend des
schrittweises Vorgehens in den ersten Jahren verbleibende Defizite in den Folgejahren
wieder ausgeglichen werden. Ein klarer Abbaupfad von drei, finf oder bis zu zehn

Jahren ist Grundlage einer solchen Haushaltsaufstellung.

Investitionen

a) Investitionen wahrend der vorlaufigen Haushaltsflihrung

Kommunen, die sich gemal § 99 Gemeindeordnung (GemO) in der vorlaufigen
Haushaltsfihrung befinden, werden auf 8 99 Abs. 1 Nr. 1 GemO hingewiesen. GemaR
dem 1. Halbsatz dieser Bestimmung darf die Gemeinde Auszahlungen leisten, zu
deren Leistung sie rechtlich verpflichtet ist oder die fiir die Weiterfihrung notwendiger
Aufgaben unaufschiebbar sind. Hierunter dirften u. a. bestimmte Investitionen, z. B.
mit Verweis auf § 24 SGB VIII in Bezug auf den Betrieb von Kindertagesstatten fallen.
Im Ubrigen werden die Kommunen auf den zweiten Halbsatz der Bestimmung

hingewiesen: ,sie [die Gemeinde] darf insbesondere ihre Investitionstatigkeit, fur die



im Finanzhaushalt eines Vorjahres Haushaltsansatze oder Verpflichtungserméch-
tigungen vorgesehen waren, fortsetzen®. 8§ 99 Abs. 2 GemO ermdglicht darlber
hinaus, dass dann, wenn die Finanzmittel fir die Fortsetzung der Investitionstatigkeit
nach Absatz 1 Nr. 1 nicht ausreichen, die Gemeinde mit Genehmigung der
Aufsichtsbehdrde Investitionskredite bis zu einem Viertel der in der Haushaltssatzung
des Vorjahres festgesetzten Investitionskredite aufnehmen darf. Uberdies gilt gem.
8 103 Abs. 3 GemO die Investitionskreditermé&chtigung eines Haushaltsjahres weiter,
bis die Haushaltssatzung fur das Gbernachste Jahr erlassen, d.h. éffentlich bekannt-
gemacht worden ist. Weitere Erlauterungen zur vorlaufigen Haushaltsfiihrung finden

sich z. B. im Kommentar zu § 99 GemO in ,Praxis der Kommunalverwaltung.®

b) Investitionen bei fehlender dauernder Leistungsfahigkeit

Auch bei fehlender dauernder Leistungsfahigkeit sind Investitionen méglich. Sofern zur
Finanzierung dieser Investitionen Investitionskredite (8 103 GemO) aufgenommen
werden mussen, kann die Aufnahme auch bei fehlender dauernder Leistungsféahigkeit
ausnahmsweise genehmigt werden. Dies leitet sich u. a. aus Nr. 4.1.3.1 der VV zu
§ 103 GemO und in Anlehnung an 8 25 Abs. 2 Nr. 3, 2. Alternative LFAG ab.
Insbesondere fir Investitionen in Kindertagesstatten lasst sich aus § 24 SGB VIII
aufgrund des Anspruchs auf Forderung in Tageseinrichtungen eine rechtliche
Verpflichtung zur Bereitstellung entsprechender Platze herleiten, auch in jenen Féllen,

in denen es sich um einen Ersatzbau handelt, der ohne Zuweisungen finanziert wird.

c) Zweckzuweisungen

Kommunen mit einem unausgeglichenen Haushalt, die Zweckzuweisungen
beantragen, haben darzulegen, wie sie ihren Eigenanteil an den Gesamtkosten der
Malnahmen sowie die Folgekosten dauerhaft, zumindest tber die Nutzungsdauer des
Vermogensgegenstandes, auskémmlich refinanziert. Auskémmlich ist eine
Finanzierung, wenn sie grundsatzlich ohne die zukinftige Aufnahme von
Liquiditatskrediten zur Zahlung insbesondere des Schuldendienstes von Investitions-
krediten auskommt. Hierzu hat der Antragsteller der Aufsichtsbehdrde ein schlissiges
Konzept vorzulegen. Auch hier kénnen zukunftige Einnahmen eine entsprechende
Grundlage bieten.

Dabei liegt es immer im Interesse der Kommunen und des Landes, dass die Zugange

zur vielfaltigen Forderkulisse des Landes offen bleiben.



d) Rentierliche Investitionen

Soweit eine kommunale Gebietskorperschaft eine Finanzierung mit Investitions-
krediten fir MaRnahmen vorsieht, welche nach einer Lebenszykluskostenrechnung in
einem Zeitraum von hdéchstens 15 Jahren eine geprifte wirtschaftliche Rentabilitat
erwarten lassen, koénnen die entsprechenden Investitionskredite die dauernde
Leistungsfahigkeit der kommunalen Gebietskorperschaft wegen der Rentabilitat nicht
gefahrden. Entsprechende Investitionskredite sind deshalb  grundsatzlich
genehmigungsfahig, unabhangig davon, ob solche MafRnahmen im Rahmen von
Pflichtaufgaben oder anderen Aufgaben erfolgen. Eine rentierliche Investition liegt vor,
wenn (ber die Nutzungsdauer der MaRnahme ein Uberschuss der erzielten
Einnahmen gegenuber den mit der Investition verbundenen Ausgaben erwirtschaftet
wird. Eine rentierliche Investition kann auch dann vorliegen, wenn Uber die
Nutzungsdauer der Malinahme die malinhahmenbezogenen Ausgaben geringer sind
als die Ausgaben ohne die Mal3Bnahme. Die jeweiligen Ausgaben kénnen auch den
Schuldendienst umfassen, falls die MaRnahme teilweise oder ganz mit Fremdkapital

(Investitionskredite) finanziert wird.

Ausnahmen

Ausnahmen vom Gebot des Haushaltsausgleichs sind in § 93 Abs. 4 GemO nicht
vorgesehen. Diesbezliglich sowie hinsichtlich der Ausfihrungen zu den Zweck-
zuweisungen entspricht es selbstredend der Lebenserfahrung, dass es unvorher-
sehbare, kaum steuerbare Situationen geben kann, in denen im Haushaltsvollzug das
Gebot des Haushaltsausgleichs nicht erfullt werden kann (Naturkatastrophen,
GroR3schadensereignisse usw.). In solchen Einzelféallen sind von der Aufsichtsbehdrde
gleichwohl strenge Mal3stabe bei der Beurteilung der Haushalts- und Finanzlage

anzulegen.
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Der Werkleiter begriufite die Mitglieder des Arbeitskreises Abfallwirtschaft sowie
Herrn Kauer von den Verbandsgemeindewerke Winnweiler Anstalt 6ffentlichen
Rechts, der auch in der Kommunalberatung vom Gemeinde- und Stadtebund tatig
ist, als Vertretung fur den kurzfristig erkrankten Herrn Dr. Meiborg. Er Gbernahm den
Vortragsteil. Es sind weiterhin zwei Personen Herr Schmitt (SPD) und Herr Doemen
(FWG) online zugeschaltet. Der heutige Arbeitskreis sei vor allem als Praxisbericht
gedacht, damit auch die Fraktionsvorsitzenden aus dem Kreistag gemeinsam mit
den Werksausschussmitgliedern aus erster Hand vom AOR-Vorstand, Herrn Kauer
erfragen kdnnen, was Sie in dem Zusammenhang bewege.

Nichtoffentliche Sitzung

1 Organisationsanderung des Eigenbetriebs Abfallwirtschaft in eine Anstalt 6ffentlichen
Rechts

Der Werkleiter Ubergab das Wort an Herrn Kauer, der auch alle Anwesenden
begrufte. Herr Kauer ist seit vielen Jahrzehnten unterwegs in Sachen kommunaler
Eigenbetriebe - kommunaler Anstalten, allerdings mehr im Bereich
Abwasserbeseitigung, Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung und Energie. Er ist
Mitglied der Kommunalberatung GmbH, eines Tochterunternehmens des Gemeinde-
und Stadtebundes Rheinland-Pfalz. Deren Mitglieder sind im Regelfall Gemeinden
und Verbandsgemeinden. Die Abfallwirtschaft ist im Wesentlichen bei den
Landkreisen angesiedelt.

Anstalt 6ffentlichen Rechts seien seid einigen Jahren sehr haufig im Land Rheinland-
Pfalz gerindet worden und die Kommunalberatung berate seitdem vielen Um- und
Neugriindungen. Aus seiner Sicht bestehe hier im Landkreis eine Uberlegung, die
aus fachlicher Sicht, fur die Weiterentwicklung des Abfallwirtschaftsbetriebes in die
Zukunft stehe.

Der hiesige Abfallwirtschafsbetrieb, der als Eigenbetrieb organisiert ist, sei insofern
rechtlich unselbstandig aber organisatorisch selbstandig, mit eigenem
Wirtschaftsplan auch mit eigenem Rechnungskreis, insofern auch entgelt- und
gebuhrenfinanziert. Naturlich fur die kommunalen Betriebe, wie auch die
Abwasserbeseitigung, sei es die Aufgabe standig den Reformprozess voranzutreiben
und immer zu schauen, wie man sich weiterentwickeln konne. Insofern sei es auch
ein ganz wichtiger Faktor, in welcher Rechtsform der Betrieb optimal gefuhrt werden
konne. Das sei daran festzumachen, dass bei der Auswahl der Rechtsform nattrlich
verschiedene Kriterien zu beachten sind.

Von allen moglichen privatrechtlichen und offentlichen Rechtsformen sei bei
Erreichen einer gewissen Betriebsgrofie, die Anstalt 6ffentlichen Rechts die optimale
offentlich-rechtliche Betriebsform. Man konnte naturlich auch an eine privatrechtliche
GmbH denken — aber GmbH bedeute, dass dort die vollstandige Steuerpflicht gelte,
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egal welche Aufgabenstellung man habe. Im Umkehrschluss bestehe bei der
Abfallbeseitigung hoheitsrechtlich in Form der AR auch keine vollstandige
Steuerpflicht.

Herr Kauer erlauterte anhand seiner Prasentation (Anlage) die malfigeblichen
Eckpunkte die fur die Grindung einer AOR wichtig sind u.a. Entscheidungskriterien
fur die Rechtsform, die Rechtsgrundlagen, die Merkmale einer AGR,
Entscheidungskriterien fur die Rechtsform, das Kriterium ,Flexibilitat® der
Unternehmensorganisation und Wirtschaftlichkeit, Entstehung einer Anstalt,
Anstaltssatzung, Satzungsentwurf, Aufgaben und Vorstand der AOR sowie
Verwaltungsrat der AR und seine Aufgaben.

Ein weiteres Thema, die Steuerungsmoglichkeit durch die Kommunen, sei bei der
Anstalt ebenfalls sehr gut moéglich. Die Finanzierung sei ebenfalls sehr gut, denn im
Land Rheinland-Pfalz habe man die einzige Anstalt — bundesweit — die die
sogenannte  Gewahrtragerhaftung habe. D.h. wenn die Anstalt eine
Kreditfinanzierung vornehmen wolle, dann gelten die gleichen Bedingungen wie bei
einem Kommunalkredit, wie bei den Kommunen. In den sonstigen Bundeslandern sei
das anders, da sei es insofern maligebend, was als Stammkapital in der
Betriebssatzung oder in ihrer Anstaltssatzung in diesem Fall genannt sei.

Die Vorzuge und Merkmale einer Anstalt 6ffentlichen Rechts seien weiterhin, dass es
ja ein offentlich-rechtlich selbststandiges Unternehmen sei. Hier werde wieder die
Anlehnung an die GmbH deutlich, dass es zwei Organe gebe. Man habe den
Vorstand, den man gleichsetzen kénne mit dem Geschaftsflihrer bei der GmbH und
man habe den Verwaltungsrat, wie bei einer Gesellschafterversammlung bei der
GmbH. Der Vorstand habe insofern die Leitungsfunktion und nimmt auch die
AuRenvertretung der Anstalt war und der Verwaltungsrat sei das
Entscheidungsgremium, in den Fallen, in denen es auch in der Satzung so geregelt
wurde und erfille letztlich auch die Uberwachungsfunktion gegeniiber dem Vorstand.
Dennoch kdénne ein Gemeinderat im Verhaltnis zur Anstalt weitere Aufgaben
ubernehmen. Hier sei man weitgehend in der Ausgestaltung frei, den
kommunalpolitischen Einfluss weiter auszugestalten.

Weiterer Vorteil der Anstalt gegentber dem Eigenbetrieb sei die Flexibilitat, die man
in mehrfacher Hinsicht habe. Das eine sei besonders wichtig bei der Realisierung
von Projekten bei Investitionen. In der Abfallwirtschaft genauso wie in der
Abwasserwirtschaft begegne man standig Neuerungen und misse manchmal sehr
schnell reagieren. Das sei derzeit eine noch grof3ere Notwendigkeit beim Thema
erneuerbare Energien. Sobald es um Energieerzeugung gehe, werde man nur noch
Anstalten finden, weil ansonsten auf dem Markt gar keine Bewegungsmaoglichkeit
bestehe, wenn man in den kommunalen Strukturen verbleibe und Entscheidungen
treffen musse.

Sehr beachtenswert sei auch, dass man hier eine sehr flexible Organisationsform
habe. Man kenne in der Anstalt zwar nach wie vor einen Wirtschaftsplan, der vor
dem neuen Wirtschaftsjahr beschlossen werde. Aber dieser Wirtschaftsplan sei nun
losgelost vom kommunalen Haushalt sprich vom Kreishaushalt. D. h. was dort
veranschlagt werde, werde auch dort umgesetzt. Es bestehe keine Verbindung zum
Kreishaushalt. Namentlich habe man keine genehmigungspflichtigen Bestandteile
des Wirtschaftsplan in der Haushaltssatzung des Kreises. Die betrafe vor allem die
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Kreditgenehmigungserforderlichkeit.

Da die Haushaltssatzung selber genehmigt werden musse, teile die
Kreditermachtigung des AWB das wirtschaftliche Schicksal des Kreishaushaltes und
bedlrfe einer Genehmigung durch die Aufsichtsbehdrde. Diese stehe nach seiner
Lesart der Haltung des Innenministeriums aber dann aus, wenn der kommunale
Haushalt nicht ausgeglichen sei. Im Falle der Ausgrindung in die AOR kdnnen man
in solchen Fallen aber trotzdem sehr schnell seine Projekte und Investitionen
umsetzen. Man sollte dabei auch nicht die rechtliche Bindung der Eigenbetriebe an
den kommunalen Haushalt unterschatzen. Es gebe vielfach Kommunen mit
Eigenbetrieben in diesen Bereichen und die naturlich als Eigenbetrieb insgesamt
abhangig seien - auch mit den Kreditgenehmigungen ihrer Investitionen Uber den
Wirtschaftsplan - an die kommunalen Haushalte. Wenn also die Aufsichtsbehdrde
den kommunalen Haushalt blockiere, teilweise indem sie sogar keine Genehmigung
erteile, so versage sie einen zeitgerechten Betrieb des Wirtschaftsbetriebes. Auch
wenn der Eigenbetrieb finanziell fur sich gesehen wunderbar dastehe und sehr solide
finanziert sei, so bringe ihm das dann Uberhaupt nichts. Grund ist. dass der
Wirtschaftsplan und seine Ermachtigung fiur Kredite sowie seine Investitionen am
kommunalen Haushalt abhangen. Dies sei ein ganz wichtiger Faktor — insbesondere
wenn den kommunalen Hauhalten in Zukunft drohe, keinen Haushaltsausgleich zu
erreichen,

An dieser Stelle wies der Werkleiter darauf hin, dass er vermute, dass die
offentlichen Haushalte der Gemeinden und des Kreises durch das Flutereignis 2021
hochwahrscheinlich in den nachsten Jahren nicht mehr in ein positives Fahrwasser
gebracht werden konnen.

Herr Kauer schloss mit den Worten, dass er es erstens gut finde, dass man sich mit
dem Thema beschaftigt. Zweitens: Man sei derzeit als Kommunalberatung in der
Begleitung vieler Kolleginnen und Kollegen, die sich derzeit auf dem Weg befinden,
ihren Eigenbetrieb in eine AOR umzuwandeln und zwar aus den vorhin genannten
Grinden: Abhangigkeit kommunaler Haushalte, operatives Geschaft optimieren
mussen, um Daseinsvorsorge zeitgemal anbieten zu kdnnen.

Der Werkleiter bedankte sich bei Herrn Kauer flir den kompetenten Vortrag auf die
Dinge, welche wirklich von Belang seien. Viele Punkte werden spater zu entscheiden
sein. Heute der Termin sollte eigentlich nur eine fundierte Information zur
Anstaltsgrindung geben.

Beim letzten gemeinsamen Termin auf dem AWZ wurde noch ein Aufgabenpaket
mitgenommen, nochmals zu erfragen, wie die kommunale Einflussnahme
sicherzustellen sei.

Weil die politischen Mandatstrager als Vertreter des Kreises von den Bulrgerinnen
und Blrgern angesprochen werden, z.B. was die Hohe der Mullgebuhren angehe,
sollten Sie auch als Kreistag in der Lage sind, darauf auch adaquat zu antworten. Um
das zu erreichen, ist es absolut moglich z.B. zu sagen: Die Festsetzung der
Gebuhren bedurfe der Zustimmung des Kreistages. Diese Formulierung ubernehme
man in die Anstaltssatzung und bindet die AOR dann. Auch die Zustimmung zur
Anderung des Abfallwirtschaftskonzepts oder der Bestellung des Vorstands kénne in
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der Anstaltssatzung angelegt werden.

Herr Munch (FWG) meldete sich zu Wort. Eigentlich trifft seiner Meinung nach das
schon zu, was der Werkleiter zuletzt gesagt hat. Letztlich muss der Kreistag die
Hoheit darUber haben, was die Gebuhren betrifft und auch der Organisationsform,
weil es ja eine Institution des Kreises ist und der Kreistag das uUbergeordnete Organ.
Grundsatzlich nach diesem Vortrag misse er sagen, habe das schon Vorteile, wenn
man so eine Anstalt grinden wurde. Die Diskussion wird ja auch noch uber uns
hinaus im Kreistag erfolgen. Herr Minch betonte, dass der Kreistag letztlich die
Hoheit haben muss.

Herr Bach (SPD) bedankte sich fur den Vortrag, der alle wesentlichen Aspekte
berlcksichtigt hat. Er wollte gerne wissen, wie viele Abfallwirtschaftsbetriebe als
Anstalt offentlichen Rechts gefuhrt wirden. Deutschlandweit konnte der Werkleiter
die Frage nicht beantworten, da es ja auch zu viele Sonderformen wie
Zweckverbande usw. gebe. Fur Rheinland-Pfalz seien es 10 und wir sind 24
Landkreise, 12 kreisfreie Stadte. Dann gebe es noch zwei groRe Zweckverbande:
AZV-RME (ehemals Eiterképfe) und ART Trier. Man kann sagen von den operativen
Betrieben sind wir 10 Anstalten, 10 Eigenbetriebe, 2 Zweckverbande und dann gebe
es Kreise, da wird die Abfallwirtschaft als Abteilung der Kreisverwaltung gefihrt. Herr
Bach meinte dann, dass man sagen kann fast die Halfte. Der Werkleiter fuhrte weiter
aus, dass die letzten die hier im nordlichen Rheinland-Pfalz als Anstalt 6ffentlichen
Rechts dazu gekommen seien, die Kollegen in Neuwied seien. Das wurde auch
schon einmal von Herrn Professor Gellenbeck dargestellt.

Der Werkleiter erorterte dann die aus seiner Sicht bestehende Notwendigkeit im Falle
des Baus der Vergarungsanlage durch den AWB die Vermarktung der erzeugten
Energien in der Rechtsform der Anstalt des 6ffentlichen Rechts. Insbesondere werde
die flexible Energieeinspeisung auch einen hoheren organisatorischen
Flexibilisierungsgrad erfordern.

Herr Langenhorst (SPD) hob diesen Punkt hervor. In Anbetracht der Gesamtsituation
im Kreis Ahrweiler, gerade die Haushaltsschieflage die sich abzeichne und welche
sich auch in den nachsten Jahren nicht bessern wird. Dann ware man mit einer
Anstalt 6ffentlichen Rechts in der Lage selbst zu entscheiden und dies ware doch ein
ganz entscheidender Punkt zumindest mal fur die nachsten 10 Jahre.

Herr _Schmitt (SPD) fuhrte aus, dass einer der Hauptgrinde fur eine moglich
Umwandlung ja der Aspekt der Flexibilisierung und Verbesserung des operativen
Geschafts sei. Er wollte an einem konkreten Beispiel etwas nennen, was der
Werkleiter schon vorweggenommen hat, den Zertifikatshandel. Er kdnne sich immer
noch nicht so ganz praktisch vorstellen, wo der wesentliche Unterschied zu dem
heutigen Stand sei. Man habe ja auch heute schon einen Wirtschaftsplan, der ja
auch jetzt schon einen Spielraum gabe. Fur ihn ware noch nicht unterjahrig greifbar,
wo da der Punkt der Verbesserung und Flexibilisierung des operativen Geschaftes
ware. Ein weiterer offener Punkt bestehe noch zur Frage der Mitarbeiter. Er fragte, ob
alle Mitarbeiter bei einer Umstellung mit dem gleichen Vergutungssystem
Ubernommen wirden oder ob es da wesentliche Anderungen geben werde. Zudem
sei es ja aus der Historie heraus oft so gewesen, dass die Mitarbeiter zwischen
Eigenbetrieb und Kreisverwaltung wechseln konnten.
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Der Werkleiter fuhrte aus, dass dies einzig und allein am Inhalt der Beschlussfassung
liege. Wenn der Beschluss so gefasst werde, dass eine maximale Durchlassigkeit der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zwischen Kreishaus und Anstalt 6ffentlichen Rechts
gewulnscht wird, kdnne man das beschlieRen und vereinbaren, dass z.B. interne
Stellenausschreibungen zwischen Kreishaus und Anstalt 6ffentlichen Rechts so
behandelt werden, wie als wenn das eine gesamte Verwaltung ware. Damit sei die
Durchlassigkeit in beide Richtungen fur Beamte und Angestellte zu 100 Prozent
gewahrleistet, wenn die Mandatstrager das so wiinschen und so beschlielien werde
das auch so umgesetzt. Eine Besitzstandwahrung sei beim Betriebsubergang
gesetzlich ohnehin vorgegeben, das bedeutet, keiner werde schlechter gestellt
dadurch, dass er in die Anstalt wechselt. Wenn er nicht in die Anstalt wechseln
mochte, wird er auch nicht gezwungen dies zu tun. Er kann aber von der
Kreisverwaltung abgeordnet werden, seine Arbeit im Eigenbetrieb bzw. dann in der
Anstalt zu verrichten. Der TVOD sieht eine entsprechende Regelung vor,
Abordnungen Uber 3 Monate mit Zustimmung des Personalrates sind dann moglich.

Herr Marx (FWG) fragte nach, wie es mit den Beamtenverhaltnissen aussieht. Der
Werkleiter fUhrte aus, die Dienstherrnfahigkeit sei an dieser Stelle geplant sonst
konne er dort nicht arbeiten, da er ja selber Beamter sei.

Herr Stratmann (CDU) flhrte aus, dass das Thema Personal ja schon geklart ist,
aber wer bringt das Ganze jetzt auf den Weg und wie sei der Weg und welche
Zustimmungen werden erforderlich.

Der Werkleiter fuhrt aus, dass fir die Vorarbeiten, wie Satzung ausarbeiten,
organisatorische Umstellungen es fur die Umsetzung ca. 1 Jahr brauche. Man wurde
zur Werksausschusssitzung am 27.11.2023 eine Beschlussvorlage vorlegen fur den
Grundsatzbeschluss als Vorberatung fur den Kreistagsbeschluss am 15.12.2023 und
im Fall eines positiven Votums hatten wir dann 1 Jahr Zeit, so dass die Anstalt zum
01.01.2025 startet. Der Eigenbetrieb sei dann zudem 30 Jahre alt.

Frau Schneider (CDU) bedankte sich fir den Vortrag, der sehr aufschlussreich
gewesen sei und einen neuen Blickwinkel aufzeige, wenn man weil}, dass es
woanders schon funktioniert und auch schon in der Vielzahl woanders lauft. Die erste
Frage ware auch der Zeitstrahl gewesen, es ware dann so, dass die neue Anstalt
zum 01.01.2025 in Betrieb gehen konnte. Die zweite Frage ist, wie ist das mit den
Vertragsbindungen, ob die Ubergehen.

Der Werkleiter bestatigte, dass es ahnlich wie bei jeder Firmenubernahme auch, die
aufnehmende Firma die Rechtsnachfolge in alle Rechte und Pflichten, die bis dahin
begrindet worden seien, erklaren musse. Das sei nichts Ungewohnliches. Herr
Kauer bestatigte die Ausfuhrungen des Werkleiters.

Der  Werkleiter  sprach noch das  Abfallwirtschaftskonzept an. Im
Abfallwirtschaftskonzept werde der bundes- und landesrechtliche Rahmen
transformiert durch den lokalen politischen Willen, der dann spater operativ
ausgefuhrt wird. Das Abfallwirtschaftskonzept sei ein Punkt, Gber den ein Kreistag
typischerweise die Gestaltungshoheit habe. Das werde aufrecht erhalten und damit
liege die Festlegung des Businessplans der AOR letzlich wie bisher auch beim
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Kreistag. Ausgestalten konne man das als Zustimmungserfordernis in der
Anstaltssatzung.

Herr Marx (FWG) sprach nochmals die Folie mit den Funktionstragern wie Vorstand
und Vorsitzender und Verwaltungsrat an. Er erkundigte sich, wer den Vorsitz
innehabe. Der Werkleiter fihrte aus, dass den Vorsitz habe die Landratin habe. Herr
Marx fragte noch, wie viele Mitglieder der Vorstand habe. Der Werkleiter fuhrte aus,
dass man so viele Mitglieder als Vorstande bestellen konne, wie gewlnscht werde.
Ublich waren entweder einen Alleinvorstand oder zwei Vorstande zu bestellen. Man
konne aber auch stellvertretende Vorstande bestellen, mit der Stellung von
Prokuristen, die dann in Abwesenheit der Vorstdnde gemeinsam an seiner Stelle
treffen kdnnen.

Herr Marx (FWG) fuhrte nochmals aus, dass er es fur sehr wichtig halte, dass die
wesentlichen Grundzlige der Abfallpolitik vom Kreistag zu bestimmen bzw.
entscheiden sind.

Herr Bell (FWG) wollte noch zum Thema AG6R sagen, dass sie die erste AGR in
Rheinland-Pfalz im Bereich Abwasser waren und alles sehr gut gelaufen sei. Er
konne nur Positives berichten. Einziges Thema sei, das hatte man vielleicht mit
einem Fragezeichen ansprechen sollte, dass es immer wieder zur Frage der
Umsatzsteuerpflicht komme. Der Werkleiter betonte, dass durch den
Rechtsformwechsel es zu keiner anderen Umsatzsteuer komme, als bisher.

Der Werkleiter teilte noch die nachsten Sitzungstermine mit. Am 27.09.2023 sei
nachste Werksausschusssitzung; die Einladung sei heute raus. Zwei Tage spater sei
Kreistag mit u.a. dem Abfallwirtschaftskonzept. Dann komme am 27.11.2023 der
Werksausschuss mit Jahresabschluss 2022, Wirtschaftsplan 2024 und auch dem
Grundsatzbeschluss AGR und dann am 15.12.2023 der Kreistag. Noch ein wichtiger
Termin als Workshop sei der 10.11.2023 mit den Ingenieuren der pbo. Diese legen im
Rahmen des Arbeitskreises Abfall dar, welche Bauoptionen fur eine
Vergarungsanlage mit welchen technischen klimabilanziellen und vor allen
finanziellen Auswirkungen konnen ergriffen werden. Es werden auch die
Blrgermeister Herr Heuser, Herr Felten, Herr Hans, Herr Schneider und auch Herr
Caspers eingeladen.

Der Werkleiter beendete um 15.15 Uhr die Sitzung.

2 Verschiedenes
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Der Vorsitzende: Die SchriftfUhrerin:
Sascha Hurtenbach Angela Weber
Werkleiter Verwaltungsangestellte
Anlage:

Prasentationsfolien
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Niederschrift

Vorbemerkungen

1. Sitzungsbeginn:
2. Ende der Sitzung:
3. Ort der Sitzung:

An der Sitzung nahmen teil:

Vorsitzender:
Herr Sascha Hurtenbach

Mitglieder:

Frau Natalie Baum

Herr Johannes Bell

Herr Rainer Doemen

Herr Richard Klasen

Herr Wolfgang Schlagwein
Herr Udo Stratmann

Beratende Mitglieder:
Herr Burkhard Miiller
Herr Willibert Muller

Kreisbeigeordnete:

13:30 Uhr

15:36 Uhr
Abfallwirtschaftszentrum Niederzissen

CDhu Vertretung fur Herrn Wilhelm Busch
FWG

FWG

Blndnis 90 / Die Grinen

Blndnis 90/Die Grinen

CDhuU

Personalratsvorsitzender
Vertretung fur Herrn Julian Hohenreiter

Herr Kreisbeigeordneter Friedhelm Minch FWG

Fraktionsvorsitzende:
Herr Hans-Josef Marx
Herr Christoph Schmitt

Schriftfiihrerin:
Frau Elena Kuhl

Mitarbeiter der Verwaltung:
Herr Stephan Mllers

FWG
SPD
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Entschuldigt fehlten:

Mitglieder:

Herr Hans-Werner Adams

Herr Wilhelm Busch
Frau Irmgard Kohler
Herr Fritz Langenhorst
Herr Armin Rau

Herr Christoph Scheuer

Frau Brigitte Schmickler
Herr Martin Schmitt
Frau Petra Schneider
Frau Ingrid Strohe

Frau Pia Wasem

Beratende Mitglieder:
Herr Christian Juchem
Frau Angela Weber

Kreisbeigeordnete:

CDU

CDU

SPD Vertretung fir Herrn Fritz Langenhorst
SPD

Bindnis 90/ Die Griinen

Bldndnis 90/Die Grunen  Vertretung fur Herrn

Armin Rau
FDP
FDP Vertretung flr Frau Brigitte Schmickler
CDU
CDhu Vertretung fur Frau Petra Schneider
CDhuU Vertretung fur Herrn Hans-Werner
Adams

Vertretung fur Frau Angela Weber

Herr Erster Kreisbeigeordneter Horst Gies CDU

Fehlten:

Mitglieder:
Herr Glnter Bach

Herr Heinz Detlef Odenkirchen

Herr Stefan Petri

Beratende Mitglieder:
Herr Georg Giffels
Herr Gerd Hohenreiter

Herr Julian Hohenreiter

Kreisbeigeordnete:

SPD
CDU

AfD

Frau Kreisbeigeordnete Christina Steinhausen FDP

Fraktionsvorsitzende:

Herr Ulrich van Bebber
Herr Dr. Johannes Hudepohl

Herr Michael Korden

FDP
AfD
CDU
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Tagesordnung:

TOP

Beratungsgegenstand

Nichtoffentliche Sitzung:

Workshop zur Fortschreibung Abfallwirtschaftskonzept des Landkreises Ahrweiler ab
2023 - Erarbeitung einer Unternehmensstrategie "sAWB2030+" - Moderation:
Professor Klaus Gellenbeck, INFA Ahlen

Verschiedenes




5

Sitzung des Arbeitskreises Abfallwirtschaft am 12.05.2023

Werkleiter Sascha Hurtenbach begrufdte die Mitglieder des Arbeitskreises
Abfallwirtschaft und eréffnete die Sitzung.

Auch Herr Professor Klaus Gellenbeck von INFA Ahlen (Institut fur Abfall- und
Abwasserwirtschaft) begrufdte die Mitglieder des Arbeitskreises und informierte Gber
den geplanten Ablauf der Sitzung.

Nichtoffentliche Sitzung

1 Workshop zur Fortschreibung Abfallwirtschaftskonzept des Landkreises Ahrweiler ab
2023 - Erarbeitung einer Unternehmensstrategie "sAWB2030+" - Moderation: Professor
Klaus Gellenbeck, INFA Ahlen

Der Werkleiter gab zunéchst einen Uberblick zum bisherigen Projektstand beziiglich
der geplanten Biogutbehandlungsanlage.

Herr Bell (FWG) flhrte aus, dass in Dumpelfeld eine ahnliche Anlage geplant werde.
Diese bendtige zum Betrieb laut Herrn Waerder jedoch die Bioabfalle aus dem
Landkreis Ahrweiler.

Der Werkleiter fragte, von wann diese Information stamme. Es habe namlich im April
ein Gesprach mit Herrn Waerder und Herrn Nisius (Burgermeister der
Verbandsgemeinde Adenau) stattgefunden. Dort sei diesen erklart worden, warum
der AWB den Bioabfall nicht zur Verfugung stellen kann. Er informierte, dass sowohl
die vom AWB geplante Anlage als auch die fur Dumpelfeld vorgesehene Anlage vom
Kreis beschlossen werden mussten.

Herr Marx (FWG) und Herr Bell (FWG) teilten mit, dass die Information wohl von vor
diesem Gesprach stamme.

Herr _Schlagwein (Blndnis 90/ Die Grinen) wollte wissen, warum auf der
Prasentationsfolie als Input fir die Anlage 40.000 Tonnen Bioabfall aufgefihrt
wlrden. Seiner Kenntnis nach fielen im Kreis Ahrweiler selbst lediglich ca. 20.000
Tonnen Bioabfalle an.

Der Werkleiter fuhrte aus, dass 40.000 Tonnen die Menge sei, welche die geplante
Anlage an diesem Standort ca. maximal aufnehmen kénne. Fest zugesagt sei bisher
vom Rhein-Sieg-Kreis eine Menge von 10.000 Tonnen.

Herr Professor _Gellenbeck berichtete zum Thema der Ubernahme der
Bioabfallsammlung, dass eine Erkenntnis des letzten Workshops gewesen sei, dass
die Ubernahme wirtschaftlich zu keinem groRen Unterschied fiihren wirde. Die
strategischen Vorteile seien jedoch grof3. Er flhrte einige dieser Vorteile auf. Details
hierzu konnen den in Session hochgeladenen Prasentationsfolien entnommen
werden.

Der_Werkleiter informierte tber den aktuellen Projektstand zur Ubernahme der
Bioabfallsammlung. Er fihrte in dem Zusammenhang etwa aus, dass die Planungen
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der Eigendurchfihrung der Bioabfallsammlung gestartet seien. Es wurden in etwa 10
Fahrzeuge hierfur bendtigt. Der Werkleiter berichtete, dass es im Falle der
Eigendurchfuhrung der Bioabfallsammlung wahrscheinlich sei, dass die Arbeitskrafte
der Firma Remondis zum AWB wechselten. Die zusatzlichen Arbeitskrafte konnten
im Winter, wenn die Bioabfalltonne nur alle zwei Wochen geleert wird, zur
Herbstgrunschnitt und Weihnachtsbaumsammlung eingesetzt werden. Diese werde
bisher haufig mit Leihpersonal und Leihfahrzeugen durchgefuhrt. Aul3erdem kdnne
die Zeit, in welcher der Bioabfall wochentlich geleert wird, ausgeweitet werden. Er
fuhrte weiterhin aus, dass der AWB aufgrund des Saubere-Fahrzeuge-
Beschaffungsgesetzes verpflichtet sei, einen bestimmten Teil seiner Flotte mit
alternativen Energien auszurlsten. Diese LKW seien wesentlich teurer als die
bisherigen. Ob man vom Bund Férdermittel hierzu erhalte, sei jedoch noch nicht
sicher.

Auch Herr Professor Gellenbeck berichtete, dass viele Fordermittelantrage in Leere
liefen. Er fUhrte aus, dass der Prozess der Umstellung auf erneuerbare Energien
einfacher sei, wenn alles im selben Fuhrpark stattfinde und dadurch alles aus einer
Hand gemanagt werden konne.

Der Werkleiter informierte, dass es fur die geplante Bioabfallbehandlungsanlage
zudem auch wichtig sei, die Bioabfallsammlung selbst durchzufihren. Nur so habe
man die Inputqualitat selbst in der Hand.

Herr Professor Gellenbeck fuhrte zur Fortschreibung des Abfallwirtschaftskonzeptes
aus, dass das Kreislaufwirtschaftsgesetz bestimmte Themen vorschreibe, welche
das Abfallwirtschaftskonzept enthalten muisse. Hierzu wird auf die in Session
eingestellten Prasentationsfolien verwiesen. Aufgrund einer Nachfrage von Herrn
Schlagwein (Bundnis 90/ Die Grunen) erklarte er aul3erdem, was der Begriff
,Littering“ bedeutet. Er berichtete weiterhin, dass auch das Land Rheinland-Pfalz
Anforderungen an das Abfallwirtschaftskonzept stelle. Es werde etwa
vorgeschrieben, dass im Restabfall nur eine bestimmte Menge an Bioabfallen und
Wertstoffen enthalten sein darf. Trotz, dass im Landkreis Ahrweiler die Bemihungen
diesbezlglich aus der Vergangenheit tendenziell wieder etwas ricklaufig seien, habe
der AWB jedoch eine gute Ausgangssituation. Er teilte aullerdem mit, dass der
Leitfaden fur das Abfallwirtschaftskonzept in Rheinland-Pfalz deutlich weitergehender
sei als in anderen Bundeslandern.

Der Werkleiter erganzte, dass der Leitfaden daher auch Forderungen enthalte, denen
der AWB nicht nachkommen konne und fuhrte einige Beispiele hierzu an.

Herr Professor Gellenbeck berichtete zum Thema der Starkung der Vorbereitung zur
Wiederverwendung, dass laut einer Analyse im Kreis Ahrweiler nur funf Prozent des
Sperrabfalls wiedergenutzt werden kdnnte. In einer bundesweiten Analyse seien es
neun Prozent gewesen. Auf einen Redebeitrag von Herrn Muanch (FWG) erwiderte er,
dass funf Prozent des Sperrabfalls noch genutzt werden kénnten, aber ob sich dafur
tatsachlich auch Abnehmer fanden, sei nicht gesagt. Daher halte man es aktuell nicht
fur notwendig und sinnvoll, an den Wertstoffhéfen des AWB ein Gebrauchthaus flr
gut erhaltene Gebrauchsgegenstande zu errichten. Dartber kdnne man eventuell in
vielen Jahren noch einmal nachdenken.

Auch der Werkleiter war der Meinung, dass es wirtschaftlich nicht sinnvoll sei, wegen
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funf Prozent einen so groRen Aufwand zu betreiben. Er beantwortete zudem eine
Frage von Herrn Schlagwein (Bundnis 90/ Die Grunen) zum Vorgehen bei der
Analyse und nahm Stellung zu einem Redebeitrag von Herrn Marx (FWG).

Frau Baum (CDU) erachtete die Sperrabfallanalyse in den Flutgebieten als nicht
reprasentativ, da dort fast kein Sperrabfall mehr anfalle.

Der Werkleiter erwiderte, dass die Analyse ja nur dort durchgefuhrt worden sei, wo
auch Sperrmull angemeldet worden sei.

Herr Professor Gellenbeck fasste zusammen, dass man sich also einig sei, hier keine
grolde Baustelle aufmachen zu mussen.

Der Werkleiter stellte die Ergebnisse der Sortieranalyse bezlglich der
Zusammensetzung des Restabfalls sowie dessen Organikpotential dar. Naheres
kann den Prasentationsfolien entnommen werden. Der Werkleiter antwortete zudem
auf Fragen und Redebeitrage diesbezuglich von Herrn Stratmann (CDU), Herrn Marx
(FWG) und Herrn Minch (FWG).

Herr Professor Gellenbeck fuhrte zur flachendeckenden Alttextilerfassung aus, dass
fur den Totalausfall der freiwiligen Sammlung eine alternative Sammlung durch den
offentlich-rechtlichen Entsorgungstrager sichergestellt sein misse. Zu diesem Thema
wulrden jedoch bereits einige Satze im Abfallwirtschaftskonzept ausreichen.

Er erlauterte zum Thema der Verbesserung der Bioabfallqualitat, dass Abfallberatung
hier von Bedeutung sei. AuRerdem sei es enorm vorteilhaft, die Bioabfallsammlung
selbst durchzufuhren. Die durchgefuhrte Bioabfallanalyse zeige, dass im Landkreis
Ahrweiler die Fehlwurfquote relativ gering sei und die durch die Bioabfallverordnung
vorgeschriebenen Grenzwerte eingehalten wirden. Jedoch sei dies relativ knapp.

Herr Professor Gellenbeck informierte weiterhin, dass es auch ein Ziel sei, weniger
wertvolle Ressourcen im Restabfall zu verschwenden. Er fuhrte verschiedene
mdgliche Ansatze hierflr aus, zu denen auch der Werkleiter Stellung nahm. Details
kdnnen den in Session bereitgestellten Prasentationfolien entnommen werden.

Herr Professor Gellenbeck fuhrte aulerdem aus, dass das Land Rheinland-Pfalz die
EinfUhrung einer Pflichtbiotonne vorsehe. Eigenkompostierer sollten dann eine
entsprechend kleinere Bioabfalltonne erhalten.

Der Werkleiter erklarte, warum eine Pflichtbiotonne voraussichtlich zu einer
finanziellen Entlastung der Biotonnennutzer fuhren wird. Er berichtete zudem, dass
die Kontrolle aller Komposter im Landkreis einen immensen Verwaltungsaufwand
bedeuten wirde. Er wies darauf hin, dass das Eigenkompostieren nicht verboten
wulrde, sondern Eigenkompostierer lediglich eine zusatzliche Tonne dazu erhielten flr
die Abfalle, die sie ansonsten in der Restabfalltonne entsorgen wurden.

Herr Marx (FWG) fuhrte an, dass eine Pflichtbiotonne auch zweckdienlich fur die
geplante Biogutvergarungsanlage sei. Er fragte, ob gepruft werde, ob
Eigenkompostierer auch tatsachlich einen Komposter besitzen.

Der Werkleiter antwortete, dass dies beim Anlegen gepruft werde. Allerdings gabe es
viele langjahrige Eigenkompostierer und er wisse nicht, ob das Vorhandensein eines
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Komposters damals auch bereits gepruft worden sei.

Herr Minch (FWG) war der Meinung, dass Aufklarung zur richtigen Trennung in dem
Zusammenhang wichtig sei.

Herr Professor Gellenbeck fugte hinzu, dass die richtige Abfalltrennung besonders
bei Mietshausern haufig ein Problem sei.

Herr Minch (FWG) flhrte aus, dass er daher auch erstaunt sei Uber die niedrige
Fehlwurfquote im Landkreis Ahrweiler.

Der Werkleiter erklarte, dass der AWB ja auch viel flr eine niedrige Fehlwurfquote
getan habe.

Herr Marx (FWG) berichtete, dass viele Blurger der Meinung seien, der entsorgte
Abfall werde am Ende eh zusammen geworfen und daher misse man nicht trennen.

Der Werkleiter erganzte, dass eine niedrige Fehlwurfquote nicht bedeute, dass
diesbezuglich nichts mehr unternommen werden musse.

Herr Minch (FWG) stellte fest, dass man trotz Diskussion einer Meinung sei.

Herr Professor Gellenbeck kam nach einer kurzen Zusammenfassung der bisherigen
Themen zum letzten Thema der Arbeitskreissitzung, der Fortentwicklung des
Organisationsrahmens in eine Anstalt des oOffentlichen Rechts. In dem
Zusammenhang berichtete er Uber einige Beispiele von Anstalten des offentlichen
Rechts.

Der Werkleiter fuhrte aus, dass seiner Einschatzung nach die Organisationsform
einer gemeinsamen Anstalt des offentlichen Rechts wichtig werden wird. Er habe
durch den REK gelernt, dass Zusammenarbeit zu vielen positiven Effekten, wie
Know-How, Arbeitsteilung und Wirtschaftlichkeit fUhren kénne. Er fuhrte das Beispiel
der Unterflurbehalter an, welche der AWB ohne die Zusammenarbeit mit anderen
Partnern nicht gewahrleisten kdnne.

Es folgten Fragen und Redebeitrage zum Thema der Umsatzsteuer im
Zusammenhang mit der Anstalt des offentlichen Rechts von Herrn Marx (FWG) und
Herrn Bell (FWG), zu welchen der Werkleiter Stellung nahm. Der Werkleiter fihrte in
dem Zusammenhang aus, dass er zu einer gemeinsamen Anstalt des o6ffentlichen
Rechts mit Blick auf das Steuerrecht nichts Finales sagen konne. Der AWB als
Anstalt des offentlichen Rechts habe aber keine steuerlichen Auswirkungen. Man
kdnne sich jedoch darauf einigen, diese Problematik noch einmal final zu betrachten.

Herr Bell (FWG) fragte, ob er es richtig verstanden habe, dass es darum ginge sich
bei gewissen besonderen Situationen zusammenzuschliel3en und nicht dauerhaft.
Der Werkleiter bestatigte dies.

Herr Schlagwein (Blindnis 90/ Die Griinen) erkundigte sich, ob es einen Aufsatz zum
Thema der Anstalt des o6ffentlichen Rechts gebe, den man dem Arbeitskreis zur
Verfugung stellen konnte. Der Werkleiter sagte zu sich zu erkundigen.

Herr Professor Gellenbeck informierte, dass sich bei einem Wechsel der
Organisationsform einige Bereiche andern wirden. Er berichtete zudem Uber die
Historie und die Organisation einer Anstalt des 6ffentlichen Rechts. Details hierzu
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konnen den in Session hochgeladenen Prasentationsfolien enthommen werden.

Herr Schlagwein (Bundnis 90/ Die Grlnen) stellte eine Verstandnisfrage, welche von
Herrn Professor Gellenbeck und dem Werkleiter beantwortet wurde.

Herr Marx (FWG) fragte, wer dann zukunftig etwa fur die Hohe der Gebuhren
zustandig sei. Er erachte es als wichtig, dass der Kreistag dariber auch zuklnftig die
Hande halten kdnne und solche Themen nicht nur in nicht 6ffentlichen Sitzungen
beschlossen werden wurden.

Der Werkleiter antwortete, dass es sich zukunftig dann nicht mehr um Satzungen des
Landkreises handeln wirde, sondern um Satzungen der Anstalt des offentlichen
Rechts. Von daher mussten diese auch nicht mehr vom Kreistag beschlossen
werden. Der kommunale Einfluss werde Uber den Verwaltungsrat gewahrleistet. Es
folgte ein Redebeitrag von Herrn Bell (FWG) zu dieser Thematik.

Herr Marx (FWG) fuhrte aus, dass der Verwaltungsrat wesentlich weniger Mitglieder
hatte als der Kreistag. Daher sei es wichtig, dass der Kreistag weiterhin die Hande
uber solche Angelegenheiten halte.

Herr Professor Gellenbeck teilte mit, dass eine Flexibilitat der Entscheidungen
teilweise nur gewahrleistet werden kdnne, wenn diese nicht mehr durch den Kreistag
gefallt werden mussten.

Auch Herr Doemen (FWG) aulerte sich zum Thema der Anstalt des offentlichen
Rechts und fuhrte unter anderem aus, dass die Umsatzsteuer ein sehr komplexes
Thema sei, bei welchem ganz genau hingeschaut werden musse. Er empfahl, zu
gegebener Zeit eine verbindliche Anfrage beim Finanzamt zu stellen.

Herr Professor Gellenbeck stellte noch einmal die Vorteile einer Anstalt des
offentlichen Rechts dar. Er fasste zusammen, dass der Arbeitskreis also die Meinung
vertrete, dass sich eine Diskussion zum Thema der Anstalt des 6ffentlichen Rechts
anbiete. Gerade auch steuerliche Punkte missten geklart werden. An dieser Stelle
werde der Auftrag an den Werkleiter erteilt, dies zu gewahrleisten.

Aufgrund einer Frage von Herrn Schmitt (SPD) stellte der Werkleiter den weiteren
Zeitplan anhand der Prasentationsfolien dar. AuRerdem beantwortete er eine weitere
Frage von Herrn Schmitt (SPD) bezlglich der Einflhrung einer Pflichtbiotonne.

Herr Marx (FWG) bat darum, dass die Vorlagen fir den Werksauschuss viel Input
enthalten sollten, damit die politischen Vertreter die zu treffenden Entscheidungen
auch vor den Burgern vertreten konnten.

Der Werkleiter bestatigte dies. Alle Entscheidungen mussten transparent sein.

Frau Baum (CDU) schlug zum Thema der Milltrennung vor, den Buirgern
Sammelsysteme mit drei Fachern zur Verfugung zu stellen.

Der Werkleiter erwiderte, dass es sehr viele verschiedene Sammelsysteme gebe.
Was der AWB jedoch anbieten konne und auch bereits anbiete seien
Vorsortiergefalle.

Herr Stratmann (CDU) beschrieb das von ihm genutzte Sammelsystem.
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Der Werkleiter erklarte, dass Eigenkompostierer auch zuklnftig einen
Gebuhrenvorteil erhalten sollen. Er bedankte sich au3erdem fur den Hinweis, dass
man bezuglich der Anstalt des offentlichen Rechts, dem kommunalen Einfluss und
dem Steuerrecht noch einmal nacharbeiten musse.

Herr Schmitt (SPD) aulerte zum Grundsatzbeschluss der Anstalt des offentlichen
Rechts die Bitte, mit genugend Zeitvorlauf Unterlagen zur Verflugung gestellt zu
bekommen, damit die Fraktionen hierlber beraten konnten.

Auf eine Frage von Herrn Marx (FWG) antwortete der Werkleiter, dass die Anstalt
des offentlichen Rechts nicht als Faktum ins Abfallwirtschaftskonzept geschrieben
werde, sondern als Prufauftrag.

Herr Marx (FWG) bat ebenfalls um genug Vorlauf, um das Thema diskutieren zu
konnen.

Der Werkleiter willigte in diese Bitte ein.

2 Verschiedenes

Zu diesem TOP erfolgten keine Wortmeldungen.

Der Vorsitzende: Die SchriftfUhrerin:
Sascha Hurtenbach Elena Kuhl
Werkleiter Kreisinspektorin

Anlage: Prasentationsfolien
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I KREIS
| AHRWEILER

I N F A ABFALLWIRTSCHAFTSBETRIEB

3. Workshop zur Strategie ,,AWB 2030+

Arbeitskreis Abfallwirtschaft
AWB Kreis Ahrweiler

21. April 2023

INFA - Institut fir Abfall, Abwasser und Infrastruktur-Management GmbH, Ahlen



Agenda A‘

e EinfGhrung / Rlckblick auf die ersten beiden Workshops
> Geplante Biogutbehandlungsanlage
> Ubernahme der Bioabfallsammlung

e Fortschreibung Abfallwirtschaftskonzept (neue Themen)

> Weitere Forderungen aus dem KrWG
« Starkung Vorbereitung zur Wiederverwendung
« Flachendeckende Alitextilien-Erfassung
« Pflichtbiotonne
> Fortentwicklung des Organisationsrahmens: Uberfiihrung in eine A6R

e Weiteres Vorgehen




Geplante Bioabfallbehandlungsanlage (input Hurtenbach)

e Projektstand

Regionaies Energie- und Kimaschutzprojekt

> Arbeitstitel ,Biogut-Hof Auf dem Scheid* e e
> Ziel: Erzeugung von Energie und Kompost
> Projekt befindet sich in der Vorplanung

= Bereits ca. 0,5 Mio. € in die Planung investiert

» Planungsauftrag Uber Investition von 3,5 Mio. € vergeben kS|
(Fa. PBO) [ &n ~

= Input: 40.000 t Bioabfall aus Biotonne
(Kreis Ahrweiler und ZV REK)

= Einbindung Werksausschuss und Nachbarn durch
Workshop geplant

> Herausforderung: AWB wird Produzent von

Enerﬁie und RAL-zertifiziertem Komiost! ST RGEE sex KA



Ubernahme Bioabfallsammlung A‘

INFA

e Frage: Kann nach PPK, Rest- und Sperrabfallsammlung auch die Bioabfallsammlung
kommunalisiert werden?

e Ausgangspunkt fur ein Kurzgutachten der INFA (8/22) auf Basis folgender Annahmen
> Moderater Anstieg der Bioabfallmenge (1 — 2%)
> 3 Varianten zu den Sammelkosten (Sz. Il = derzeitige Leistung des Drittanbieters)

Parameter AWB Sz. | AWB - Sz. || AWB - Sz. Il Spsitische Boskihrenge (9% - 2104
(min. Leist.) | (mittl. Leist.) | (max. Leist.) E———

Sammelleistung

[BE/(Fzg.*d)] G f
Sammelmenge ! o
[Mg/(Fzg.*d)] 102 "2 e )
Anz. Fahrzeuge" 6,5 6,0 6,0 P u
Anz. Fahrer? 6,5 6,0 6,0 . .

Anz. Lader? 6,5 6,0 6,0 o = Ry

1) gerundete Werte, Fzg.- / Personalbedarfbei max. Leistung tendenziell geringer als bei mittlerer Leistung

Spezifische Bioablalimenge (kgi(E*a)]
@
2




Ubernahme Bioabfallsammlung A‘

e Abschatzung der Entsorgungskosten bis 2024 (INFA 8/22)

Sammelkosten fur Bioabfall 2024
bei Leistungserbringung durch AWB

[Euro pro Jahr]

AWB-Sz.1 AWB-Sz. Il AWB-Sz I
(min. Leist)  (mittl. Leist) (max. Leist.)”

Personalkosten ") B  908.000 839.000 839.000
Fahrzeugkosten 2 B 646.000 596.000 596.000
Verwaltungs- und Gemeinkosten® [ 73.000 67.000 67.000
Jahreskosten [€/a] [P 1.627.000 1.502.000 1.502.000
Jahreskosten [€/(E*a)] . 12,50 11,50 11,50

1) beinhalten eine Reserve von 25 %

2) beinhalten eine Reserve von 10 %

3) Ansatz: 8 % der Personalkosten

4) weitere Einsparung ggf. durch gute prakt. Umsetzung méglich (tendenziell geringerer Fzg.- / Personalbedarf als bei mittl. Leistung)



Ubernahme Bioabfallsammlung AA

e Vergleich der Szenarien mit dem Marktpreis (INFA 8/22)

Vergleich Bioabfallsammelkosten
- Prognose 2024 -
2.000.000 r 25

1.800.000 - { —
+ 42.000] =
w
_ 1.600.000 - 83.000 + 20 S
o e
Y. 1.400.000 - s
- =
] B
: 1.200.000 15 =
= g
£ 1.000.000 5
8 $
x £
g 800.000 10 W
E e,
o c
n 600.000 ﬁ
Q
=
400.000 - + 5 E
200.000 - ®

-0,70 €/(E*a) -0,70 €/(E*a)

0 - . I . B y : o
Marktpreis AWB -Sz. | AWB -Sz. Il AWB -Sz. lll
(min. Leist.) (mittl. Leist.) (max. Leist.)
mm Sammelkosten [€/a] =Mehrkosten [€/a] O Sammelkosten [€/(E*a)] |




Ubernahme Bioabfallsammlung A‘

e Das Kurzgutachten der INFA kommt daher zu folgendem Ergebnis
> Geringfagige wirtschaftliche Effekte aber

> Grof3e nichtmonetare und strategische Vorteile wie z. B.

e (Gestaltungs- / Einflussmaglichkeiten auf Abfallwirtschaft

e Behalter- und Beschwerdemanagement / Logistik aus einer Hand
e Hohe Kundenzufriedenheit mit abfallwirtschaftlicher Leistung

e Steigerung regionaler Wertschopfung

e Sicherung von Arbeitsplatzen im Kreis / fur Mitarbeitende

e Ggf. geringere CO2-Emissionen, da Mitarbeitende tendenziell eher aus der Region



Ubernahme Bioabfallsammlung (input Hurtenbach) A‘
INFA

e Projektstand

> Ausschreibung von 10 Abfallsammelfahrzeugen, die turnusgemaf anstehen, ist
angestolen

> Es werden weitere Fahrzeuge fur die Biosammlung bendtigt (Anzahl wird derzeit
errechnet)

> Start der Sammlung ist der 1.1.2025 (= endgultiges Vertragsende mit Remondis)

> Bei Lieferengpassen bei den Fahrzeugherstellern wurden bereits Kontakte zu
Fahrzeugverleihern und Nachbarkreisen aufgenommen



Agenda A;

e Einflhrung / Ruckblick auf die ersten beiden Workshops
> Geplante Biogutbehandlungsanlage
> Ubernahme der Bioabfallsammlung
e Fortschreibung Abfallwirtschaftskonzept (neue Themen)
> Weitere Forderungen aus dem KrWG
« Starkung Vorbereitung zur Wiederverwendung
» Flachendeckende Alttextilien-Erfassung

« MaBnahmen zur Sicherung von Wertstoffen aus Sammelsystemen (Zero-
Waste-Management)

> Fortentwicklung des Organisationsrahmens: Uberfiihrung in eine A8R

e Weiteres Vorgehen



Anforderungen aus dem KrWG A‘

o Themen fur Abfallwirtschaftskonzept durch KrWG:
> Entsorgungssicherheit
> Anreize zurVermeicﬁiﬂung
> Abfallberatung . }' |
» Starkung der Vorbereitung zur Wiederverwendung r 4
> Flachendeckende Alttextilien-Erfassung

> Verbesserung der Bioabfallqualitat und -quanﬁtét



Anforderungen aus AWP RP A‘

e Anforderungen Abfallwirtschaftsplan RP (11/2022)
> Zentrale konkrete Anforderungen

» Starkung der Abfallvermeidung und der Wiederverwendung fir Klima- und Ressourcenschutz
» Absenkung recyclingfahiger Bestandteile in vermischt anfallenden Abfallfraktionen

* Qualitatssicherung des Recyclings

* Begrenzung des Litterings

« Sammlung und Entsorgung von schadstoffhaltigen Abféallen

> Ubergreifende Anforderungen und Handlungsbereiche
* Vorbildfunktion der 6ffentlichen Hand
* Abfallvermeidung im éffentlichen Beschaffungswesen
« Offentlich-rechtliche Entsorgungstrager als Stoffstrommanager
* Verursachergerechte GeblUhrensysteme
» Umfassende Abfallberatung
» Optimale Vernetzung der Kreislaufe durch alle beteiligten Akteure



Anforderungen aus AWP RP

e Zielvorgaben Abfallwirtschaftsplan RP (11/2022)

» Zielquoten fir Siedlungsabfalle

Zielwerte Bioabfall* im Restabfall 2030
Rheinland-Pfalz

- Cluster 1 Cluster 2 Cluster 3 ‘
landlich landlich-dicht ‘
(< 150 Ew/km?) | (150 - 750 Ew/km?) | (> 750 Ew/km?)

maximaler Anteil an Bioabfall im Restabfall kg/Ew*a 20 20 28

* Bioabfall (Kiichen-/Nahrungs-/Gartenabfalle; ohne verpackte Lebensmittel)

Zielwerte Wertstoffe* im Restabfall 2030

Rheinland-Pfalz

Cluster 1 Cluster 2 Cluster 3 l
Einheit landlich landlich-dicht | stadtisch
(< 150 Ew/km?) (150 - 750 Ew/km?) (> 750 Ew/km?)
8 18

maximaler Anteil an Wertstoffen im Restabfall kg/Ew*a

* Wertstoffe (Glas, PPK, LVP)

Seite 11



Anforderungen aus § 6 LKrWG A‘

INFA

e Blick auf Entwurf des Leitfadens des Landes RP fiir Abfallwirtschaftskonzepte (1):
3 Beschreibung der (abfall)wirtschaftlichen Strukturen 16

3.1 Welchen Einfluss auf die Abfallwirtschaftsplanung haben die Gebiets- und
Bevdlkerungsstruktur? 16
3.2 Welche kommunalen und privaten Entsorgungsanlagen und
Abfallannahmestellen sind vorhanden? 16
3.3 Welche bodenbezogenen Absatzwege werden flr die Abfalle genutzt? 16
34 Welche sonstigen Absatz- und Behandlungswege werden fiir die Abfélle

genutzt? 17
3.5 Welche Gebietskdrperschaften agieren als Erzeuger und Verwerter? 17
3.6 Wie sieht die aktuelle Kostensituation aus? 17
4 |, Status quo“ - Daten vorhandener Abfallstrome 17
4.1 Masse und Entwicklung der verwerteten Abfélle aus Haushalten 18
4.2 Masse und Entwicklung der beseitigten Abfélle aus Haushalten 18
4.3 Masse an Abfallen aus anderen Herkunftsbereichen und deren Verwertung

oder Beseitigung 18
44 Darstellung und Bewertung des Stands der Entsorgung 19



5 MaBnahmen zur Erreichung der abfallwirtschaftlichen Ziele 20

Anforderungen aus § 6 LKrWG Y mbbmchatd, }

511  Zentrale konkrete Anforderungen 21

512 Obergrefiende Anforderungen und Handungsbereiche 21

52  Malnahmen und Prifaufirige 2

e Blick auf Entwurf des Leitfadens des csconlog i i o | “
i 522 Malnahmen und Prifaufirige im Bereich Abfalvermeidung und

Landes RP fur Wiederverwendung 2

Abfal |W| rtschaftsko nzepte (2) . 523 MaBnahmen und Pn:hl.#'.r:age lim Beve:r:h Wersstoarfassung und Recyding 7]
524 MaBnahmen und Prifaufirages im Bereich der Sicherstellung von

> Einige MaBnahmen kdnnen nicht oder S it e e B it ki il “

nur sehr schwer vom AWB organisiert Siedungsabfie 2

Werde n. z B 526 Malnahmen und Prifaufirige im Bereich der Problemabfille aus
] . Haushaltungen 23

23
23
23

= MaBnahmen und Prifauftrage im

Bereich mineralische Bauabfalle Maaahmen und Prifaufirage im Bereich Werstoflerfassung und R

529 Malnahmen und Prifaufirige im Bereich scnssige Verwertung
MaBnahmen und Prifaufirage zum Einsatz von Baustoffen aus dem
Materiakreisiauf

» Kommunen als 6ffentlich-rechtliche

Entsorgungstrager 23
23
» Kommunen als Bauherr 24

» Kommunen — Stadtplanung 2 24
MaBnahmen und Prifaufiriges im Bereich der Sicherstellung von
Entsorgungssicherheit im Rahmen der Reststofideponierung

Malnahmen zur identifikation mégicher Risken im Hinblick auf zukinfige
Abfalinotiagen (Naturkatastrophen, Seuchen, Atomundall u=w. )

zur Steigerung der Resiienz bei méglichen Abfaling

= MaBnahmen und Prifauftrage im 24
Bereich der Sicherstellung

ausreichender Deponiekapazitaten

24
24




Anforderungen aus dem KrWG A‘

INFA

e Starkung der Vorbereitung zur Wiederverwendung

> Ziel: Weniger Sperrabfall durch Wiederverwendung von Gebrauchsgegenstanden

= Aber: Nur 5,5 % des SM wieder nutzbar (aktuelle Analyse im Kreis Ahrweiler)

» Status Quo:

= Bei Online-Anmeldung muss jeder Anmeldende aktiv anklicken, dass gepruft wurde, ob nicht
eine Abgabe zur Wiederverwendung (z. B. Uber Verschenk-Portale) mdglich ist

= Bei telefonischen Anmeldungen von Sperrabfall werden die Anrufenden alle darauf hingewiesen

> Eine ,schonende Sperrabfallsammlung“ (z. B. mit einem mitfahrenden LKW mit
Ladebordwand) ist nicht geplant, da aktuelle Sortieranalyse keine gesteigerte
Notwendigkeit aufzeigt (siehe oben)

> Die Option der Einrichtung eines Sammelpunktes an den Wertstoffhdfen flr gut
erhaltene/funktionsfahige Gebrauchsgegenstande behalt sich der AWB vor

iGebrauchtmarkti; wird aber als nicht drinilich einieschétzt is.o.i



Ergebnis der Sortieranalyse (Input Hurtenbach)

e Zusammensetzung des Restabfalls (Analyse von 2022/23)

Papiere, Pappen,
Kartonagen

7.3 Gew.-% Glas

2.2 Gew.-%

Sonstiges

45 4 Gew.-% Kunststoffe

]
\\\\*

6,1 Gew.-%
Mittel- und

Feinmiill
ohne Organik
8,9 Gew.-%

Organik (gesamt)
23,6 Gew.-%

Fa

INFA

Hausmiullmenge 2022 12.865,67

Fehlwirfe im Restmiill
%-ual Menge Kosten/t Erldse/t Wert

Papier, Pappe, Kartonage 7,3% 939,19 164.358,92 € | 75.135,51 € 239.494,43 €
Glas 2,2% 283,04 49.532,83 € - £ 49.532,83 €
Kunststoffe 4,4% 566,09 45.287,15 € - £ 45.287,15 €
Metalle 2,0% 257,31 45.029,84 € | 83.626,85 € 128.656,69 €
Verbunde 6,1% 784,81 62.784,46 € - £ 62.784,46 €
Organik 23,6%| 3.036,30 531.352,13 € |-303.629,79 € 227.722,34 €
Mittel-/Feinmdll 8,9%| 1.145,04 - £ - £ - £
Sonstiges 45,4%| 5.853,88 - £ - £ - £
12.865,67 898.345,34 € |-144.867,43 € 753.477,90 €




Ergebnis der Sortieranalyse (Input Hurtenbach) S

e Organikpotential des Restabfalls (Analyse von 2022/23)

BGartenabfélle ®mKichenabfélle ©QNahrungsabfélle ®verp. Lebensmittel

15,0

10,0 | >
Gartenabfille ) : X ’
3,3 Gew.-% g

Kiichenabfille
7.1 Gew.-%

Gew.-%

Summe
32,7 Gew.-%

. Nahrungsabfille
i 5,5 Gew.-%

Haushalte ohne Biotonne

verp. Lebensmittel
7,7 Gew.-%

0,40

restliche Abfalle
76,4 Gew -%

[ 037\
iy o 0
.

kg/E*Woche
o
N
o

.41 Organikpotenzial im Restabfall — differenziert nach Fraktionen (Gew.-%)

0,89 kg/E*Wo

0,0

Biotonnen- Haushalte ohne Biotonne

nutzer

Abb. 46:  Anteile und Zusammensetzung der Organik im Restabfall von Haushalten mit und
ohne Biotonne (Gew.-% und kg/E*Woche)



Anforderungen aus dem KrWG A‘

e Flachendeckende Alttextilien-Erfassung
> Ziel: Weniger Alttextilien im Restabfall
> Status Quo:

= Abfallanlagen AWB: Altkleidercontainer DRK werden weiter ausgebaut

» |Im ganzen Kreisgebiet stehen eine Vielzahl an Altkleidercontainern von gemeinnitzigen und
gewerblichen Sammlern (z. Z. 64 Container), die beim AWB gemeldet sind und weitere
ungezahlte Standplatze privater Sammler bei 4.5

> Das Aufstellen weiterer Container ist daher nicht geplant

> FOr den Fall eines Totalausfalls der freiwilligen Sammlungen durch Wegfall der
Geschaftsgrundlage (Weltmarkt) bietet der AWB die Abgabemdbglichkeit an den
Wertstoffhdfen an
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Anforderungen aus dem KrWG A‘

e Verbesserung der Bioabfallqualitat
> Ziel: Weniger Verschmutzungen im Bioabfall

» Status Quo:
= Bioabfallverordnung schreibt strenge Grenzen fir Storstoffe / Fehlwirfe vor (< 3 Gew. %)
» Einhaltung muss durch den AWB gesteuert und sichergestellt werden

» Insbesondere auch wegen geplanter (eigener) Anlage zielfihrend

> Alle moglichen Hebel sind in Bewegung zu setzen, um dies sicher zu stellen (Uber die
gesamte Kette: Blrger:innen, Behalter, Beratung, Sammlung und Transport...)

> Ergebnisse einer aktuellen Sortieranalyse zu Bioabfall liegt vor (vgl. ndchste Seite)



Ergebnisse der Bioabfallanalyse (Input Hurtenbach)

e Verbesserung der Bioabfallqualitat

BAW-Beutel verpackie
0,02 Gew % Lebensmittel
i 5 o
DB Gew. A’OK;E%Z;?,@ Kunststoffbeutel (ohne BAW) J 0,02
Fremdstoffe 4
(Glas, Metalle,
Sonstiges) 3
1,29 Gew.-% sonstige Kunststoffe 0,23
Glas D 0,04
Metalle || 0,03
Sonstige Fremdstoffe 1,22
in die Biotonne

gehodrend
(Organik, PPK,

Feinfraktion) —owe
98,06 Gew.-% <

Abb.9: Gesamizusammensetzung der Bioabfalls im Landkreis Ahrweiler Abb. 10:  Zusammensetzung der Fremdstoffe (inklusive Kunststoffe) im untersuchten Bioabfall

im Landkreis Ahrweiler
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Anforderungen aus dem KrWG A‘

INFA

e Reduzierung der Restabfallmenge
> Ziel: Weniger wertvolle Ressourcen im Restabfall verschwenden (Zero-Waste-Ansatz)

» Status Quo:
= Ergebnisse der aktuellen Sortieranalyse Restabfall liegen vor (s.v.)

» Potenziale sind derzeit nicht gehoben, Bemihungen der Vergangenheit sind ricklaufig

> Alle moglichen Hebel sind in Bewegung zu setzen, um dies zu verbessern (Uber die
gesamte Kette: Blrger:innen, Behélter, Beratung, Sammlung und Transport,
Gebuhren...), z. B. durch

» héhere Leerungsgebihren Restabfalltonne (BEHG)
» Reduzierung Mindestleerungszahl auf 4 Leerungen p.a.
= EinfUhrung Pflichtbiotonne flr Eigenkompostierer (50%-reduzierte Gré3e, min 60 Liter)

= EinfOhrung der 60er-RA-Tonne far 1-Personenhaushalte



Anforderungen aus dem KrWG A‘

e Exkurs zur Pflichtbioabfalltonne

> Auszug AWP RP

» Auch im Falle der Eigenkompostierung hat der &ffentlich-rechtliche Entsorgungstrager grundsétz-
lich eine Biotonne ...flr den betreffenden Haushalt vorzusehen. Zwar ist ein privater Haushalt nach
§ 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG fir Abfélle, die im Wege der Eigenkompostierung tatséchlich verwertet
werden, nicht dberlassungspflichtig. Nach aller Lebenserfahrung fallen aber in der Regel im
Rahmen der privaten Lebensfihrung auch solche Bioabfélle an, deren Eigenkompostierung aus
sachlichen Griinden ausscheidet und die folglich getrennt liberlassen werden miissen. Diese
Vermutung ist allenfalls im Einzelfall bei Vorliegen besonderer Umstande widerlegbar.

= Vor diesem Hintergrund soll der Nachweis einer Eigenverwertung nicht zur vollstdndigen Befreiung
von der Biotonnensammlung ftihren. Vielmehr wird in diesen Féllen empfohlen, das spezifische
Biotonnenvolumen (Liter/Einwohner und Woche) und damit die Gebihrenbelastung angemessen
zu reduzieren. Somit gilt fir Rheinland-Pfalz im Regelfall nicht die Devise entweder Biotonne oder
Eigenkompostierung, sondern sowohl Biotonne als auch optional Eigenkompostierung.

> Erste 6rE in RP planen, dies in der Satzung umzusetzen



Anforderungen aus dem KrWG A‘

e Pflichtbiotonne flir Eigenkompostierer

> Weniger wertvolle Ressourcen im Restabfall verschwenden (Zero-Waste-Ansatz)

> Finanzielle Entlastung der Biotonnennutzer
= Ca. 130.000 € p.a. weniger Aufwand far Entsorgung RA-Tonne (Sammelkosten + Entsorgung)
» Mehrkosten GefaBe: ca. 20.000 € p.a. Afa und Behalterdienst
= Mehrkosten Sammlung: ca. 25.000 € p.a.
> Gewinnung zusatzlicher Mengen fir Vergarungsanlage (Gasertrag)
= Ca. 500 t mehr Bioabfall



Agenda A‘

e EinfGhrung / Rlckblick auf die ersten beiden Workshops
> Geplante Biogutbehandlungsanlage
> Ubernahme der Bioabfallsammlung
e Fortschreibung Abfallwirtschaftskonzept (neue Themen)
> Weitere Forderungen aus dem KrWG
« Starkung Vorbereitung zur Wiederverwendung
» Flachendeckende Alttextilien-Erfassung
« Pflichtbiotonne
> Fortentwicklung des Organisationsrahmens: Uberfiihrung in eine A6R
e Weiteres Vorgehen




Anforderungen an die Organisation A‘

INFA

e Der AWB ist durch die Rekommunalisierung seit 2016 gewachsen (von 35 auf 90
Mitarbeitende) Kommunalisierung und Biovergarungsanlage bedeuten Zuwachs von ca. 30
Personen - AWB perspektivisch ca. 120 Mitarbeitende, d. h. 0,93 MA/1.000 EW

> Vergleich REK: RSAG 1,08 MA/1.000 EW, bonnorange 1,45 MA/1.000 EW
e Der AWB hat sich gegentber Gewerbekunden geo6ffnet und intensiv in Digitalisierung investiert

e Der AWB wird (spatestens) durch den Betrieb der Bioabfallbehandlungsanlage zu einem
Anbieter von Energie (Strom, Gas) und Dungemittel (Kompost)

e Der AWB muss sich mit allen Themen der Nachhaltigkeit auseinandersetzen (Clean Vehicle
Direktive, Green Deal, SDGs) und diese umsetzen (Klimaneutralitat, E-Mobilitat etc.)

e Der AWB muss zukuinftig intensiver kooperieren und die Zusammenarbeit mit
unterschiedlichsten Akteuren suchen

e Diese groBen Herausforderungen lassen sich besser in einer flexibleren
Organisationsform erreichen — am besten in einer AGR!



Beispiele fur AoR A‘

INFA

e Abfallwirtschaft Landkreis Neuwied
> Gegrindet 2020 aus der Kreisverwaltung heraus (ASR ist 100 %ige Tochter des Kreises)

» Hintergrund: Ruckubertragung von Teilaufgaben vom Zweckverband Rheinische
Entsorgungskooperation auf den Landkreis Neuwied

> Ca. 130 Mitarbeitende

> Betrieb von drei Wertstoffhofen, einer Mechanisch-Biologischen-Abfallbehandlungsanlage,
zwei Deponien sowie einem Fuhrpark zur Einsammlung der Abfalle

> Landrat Hallerbach: ,,Die Zustédndigkeit und Verantwortung der politischen Gremien (iber
den Verwaltungsrat sowie den Kreistag wird auch kunftig gewéhrleistet sein. Mit der
Griindung der Anstalt des éffentlichen Rechts ist also ausdriicklich keine Privatisierung der
Neuwieder Abfallentsorgung verbunden - im Gegenteil: Sie ist Ausdruck und Fortsetzung
fir eine erfolgreiche Kommunalisierung.“



Beispiele fur AoR A‘

INFA

e Abfallwirtschaft Rhein-Sieg-Kreis

> 2014 wurde das operative Geschéaft des Kreisunternehmens in eine Anstalt des
6ffentlichen Rechts umgewandelt und hei3t von nun an RSAG A6R

> 1983 Start mit der Grindung der Rhein-Sieg-Abfallbeseitigungsgesellschaft mbH
(RSAG); danach mehrere Umbenennungen, GmbH-Ausgrindungen und Beteiligungen
(u. a. REK)

> AGR betreut 19 Stadten und Gemeinden mit rund 600.000 Einwohnern und gut 11.000
Kunden in Handel, Industrie und Gewerbe

> Im Unternehmensverbund arbeiten rund 650 Personen an acht verschiedenen
Standorten in den Geschaftsfeldern Technik, Logistik, kaufmannische Verwaltung,
Gebuhrenveranlagung, Recht, Unternehmenskommunikation, Marketing und Vertrieb

> Betrieb der Entsorgungsanlagen Swisttal und Eitorf, dem Wertstoffhof Troisdorf sowie
des Entsorgungs- und Verwertungsparks Sankt Augustin



Beispiele fur AoR A‘

e bonnorange AOR

> Seit dem 1. Januar 2013 ist bonnorange A6R als kommunales
Entsorgungsunternehmen in Form einer Anstalt des 6ffentlichen Rechts

> Davor Amt fur Stadtreinigung und Abfallwirtschaft Teil der Verwaltung der Stadt Bonn.
> Leistungen: Abfallsammlung und -beratung, StraBenreinigung sowie Winterdienst.

> 4 Geschaftsbereichen: Stadtreinigung, Abfallwirtschaft, Werkstatt und Verwaltung.

> 475 Mitarbeiter*innen

> Abfuhr von Sperrabfall, Bio-, Papier- und Restabfallbehaltern sowie Betrieb von 2
Wertstoffhofen.

» FOr das Jahr 2020 wurde ein Klimaschutznachweis fir bonnorange erstelli.
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Beispiele fur AoR A‘

e Verbandsgemeinden Bad Breisig und Brohltal (Abwasser)

> Novum in Rheinland-Pfalz: Zwei Verbandsgemeinden gehen in der
Abwasserentsorgung gemeinsame Wege

> Die Verbandsgemeinden Bad Breisig und Brohltal grindeten hierflr eine gemeinsame
Anstalt des 6ffentlichen Rechts (AOR), die zum 1. Januar 2009 in Kraft trat

> Unter dem Namen ,Entsorgungs- und Servicebetrieb Bad Breisig/Brohltal“ wird seit
2009 die Betriebsfuhrung far das Abwasserbeseitigungswerk der Verbandsgemeinde
Bad Breisig von der Verbandsgemeindeverwaltung Brohltal in Niederzissen
wahrgenommen

> 16 Mitarbeitende

> Aufgaben: Unterhaltung Klaranlagen / Kanalnetz und Bereitschaftsdienst



Gegenuberstellung von Organisationsformen A‘

INFA

Rechtsgrundlage EigBetrVO KomAnstVO GmbHG
Rechtspersonlichkeit Keine Eigene Rechtspersénlichkeit  Eigene Rechtspersdnlichkeit
Organe Betriebsausschuss Verwaltungsrat Gesellschafterversammlung
Leitung Betriebsleiter Vorstand Geschéftsfuhrer
Kostenrechnung Wirtschaftsplan Wirtschaftsplan Bilanz nach HGB

. : , i.d.R. TV6D (wenn Mitglied im Je nach
Tariflicher Geltungsbereich TV6D AG-Verband) Aufgabenschwerpunkt



Gegenuberstellung von Organisationsformen \
INFA

Unabhangig von der Rechts- / Organisationsform, insbesondere Einfluss durch fachliche Qualifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie den
verfligbaren Ressourcen (personell, maschinell, finanziell), Ubergreifende Vorgaben technischer Regelwerke und Stand der Technik

Arbeitsqualitat

Durch privatwirtschaftliches Streben hohe
Wirtschaftlichkeit, flexible privatrechtliche
Gestaltungsmaoglichkeiten

Fihrung und Durch transparente Zuordnung von Budget Anreiz zur Leistungssteigerung,
Organisation infolge Bestreben nach Optimierung und Wirtschaftlichkeit

Direkter Durchgriff (disziplinarisch, organisatorisch) durch
Hauptverwaltungsbeamten als oberster Dienstherr,
Durchsetzung aller Interessen des Tragers durch fehlende
Eigenstandigkeit der Einheit, weitreichende Regelungen
durch DA und DV méglich

Steuerung und
Kontrolle

Durch eigene Rechtspersonlichkeit der Einheit Durch eigene Rechtspersonlichkeit der
nur Uber Verwaltungsrat Einheit nur Gber Gesellschafterversammlung

ELITE CIBENE R BTl 6l Ok e Durch wirtschaftliche Eigenstandigkeit hoher

Durch Abgrenzung des Budgets und Transparenz klare Anreiz zur wirtschaftlichen Anreiz zur wirtschaftlichen
. . Zuordnung von Verantwortlichkeiten, Anreiz fr Leistungserbringung, Mehrwertsteuerpflicht bei ) . .
Betriebswirtschaft . ) . . . T ” Leistungserbringung, ABER:
wirtschaftliche Aufgabenerledigung durch finanziellen Tatigkeiten gegenliber der Kommune, wenn . .
: ) . . : Mehrwertsteuerpflicht gegeniiber der
Gestaltungsspielraum keine Aufgabenlbertragung mit befreiender K
) ommune
Wirkung
Vorgeschriebene Betriebsausschuss mit teilweise weitreichenden . . Gesellschafterversammlung mit kommunaler
Verwaltungsrat mit kommunaler Beteiligung o
Organe Kompetenzen Beteiligung
Fiir groBe Einheiten mit hohen
. . . . - . Fiir groBe Einheiten mit einer breiten Investitionssummen (steuerliche
. Wie optimierter Regiebetrieb, aber fiir breiteres X
Gesamtergebnis o N " Zusammensetzung und / oder hohem Abschreibungen) oder
Aufgaben-spektrum und gréBere Einheiten geeignet . . X K
Finanzbedarf privatwirtschaftlichem
Endkundengeschaft




Veranderungen bei einer AOR A‘

INFA

e Entwicklung und Anwendungsbereich der AGR in Deutschland

= Einflhrung der Organisationsform Mitte der 1990er Jahre als 6ffentlich-rechtliches Unternehmen
mit eigener Rechtspersonlichkeit

» Verwendung fur wirtschaftliche und nichtwirtschaftliche Bereiche ausdricklich zugelassen
» Bedarf eines wichtigen Interesses

» Kann hoheitliche Aufgaben Ubertragen bekommen (Anschluss- und Benutzerzwang,
Nutzungsgebulhren, Dienstherrnfahigkeit)

= Weitgehender Einzug in die Landergesetzgebung

= Weiterentwicklung der Tragerschaft
» Interkommunale Zusammenschlisse mehrerer Kommunen
» Bildung eines ,gemeinsamen Kommunalunternehmens*

= Ubertragbarkeit sowohl von Pflichtaufgaben, als auch von freiwilligen Leistungen der
Daseinsvorsorge



Veranderungen bei einer AOR A‘

INFA

e Organisation einer AGR (§§ 86a, 86b GemO RP + §§ 28-38 EigAnVO RP)

» Fdhrung durch den Vorstand
» Tragt unternehmerische Verantwortung fir laufendes Geschéaft
» Befristetes (verlangerbares) Beschaftigungsverhaltnis mit frei verhandelbarer Vergttung
» Gliederung in verschiedene Sparten mdglich
» Dienstherreneigenschaften (kann Beamte beschaftigen)
» Berichtspflichten ahnlich wie Eigenbetrieb

= Kontrolle durch den Verwaltungsrat
» Durch den Kreistag gewahlte Mitglieder, aber nicht an Mandat geknlpfte Zugehdrigkeit
» Tagt in nichtéffentlicher Sitzung

» Je nach Befugnissen wird der Kreistag nicht mehr beteiligt (allerdings Zustimmungsvorbehalt
in speziellen Fallen mit grundsatzlicher Bedeutung)

» Bestellt den Vorstand, stellt Jahresabschluss fest, genehmigt Wirtschaftsplan



Veranderungen bei einer AGR

>

e Haushaltswesen einer AOR
= Entspricht der des Eigenbetriebs
= Kann (und soll) Rucklagen bilden
» Fremdkapital nur in angemessenem Verhaltnis zum Eigenkapital
» Gewahrtragerhaftung sichert Verluste ab
» Anstaltslast gewahrleistet Finanzausstattung
= Wirtschaftsplan bestehend aus
» Erfolgs- und Vermdgensplan, Stellenplan und Stellentbersicht
= Berichtspflicht zur Finanzmittelentwicklung
» Jahresabschluss mit Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang und Lagebericht

= Keine Steuerpflicht bei hoheitlicher Tatigkeit



Veranderungen bei einer AGR A‘

INFA

e Gegenuber der heutigen Rechtsform ergaben sich bei einer AGR folgende
Unterschiede

> Eigene Rechtspersonlichkeit
> Verwaltungsrat anstatt Werksausschuss (kann aber deckungsgleich gebildet werden)

> Werkleiter wird Vorstand mit 5-jahriger Bestellung

e Unverandert bleiben
> Geltung des TV6D

> Einflussnahme der Kreisorgane

> Wirtschaftsplan und Jahresabschluss

> Eigener Stellenplan



Veranderungen bei einer AOR

>

e Vorteile einer AGR
> Offentlich-rechtliche ,Mischform* aus GmbH und Eigenbetrieb

> Wichtig: Gewinn von Flexibilitat da eigene Rechtspersdnlichkeit

v

Sicherung des kommunalen Einflusses 1:1 gewahrleistet

v

Gewaéhrleistung der privatwirtschaftlich orientierten Unternehmensfiihrung

v

Hoher Grad an Gestaltungsmaoglichkeiten

v

Verschiebung von Kompetenzen (Kontrolle vs. Eigenstandigkeit) moglich

v

Erbringung von Beistandsleistungen an Kreis im Katastrophenfall werden
abrechnungsfahig

v

Breite Abdeckung maoglicher Aufgabenubertragungen

> Hoher Grad an unternehmerischer Eigenstandigkeit méglich



Agenda A.

e EinfUhrung / Ruckblick auf die ersten beiden Workshops

e Fortschreibung Abfallwirtschaftskonzept (neue Themen)
e Weiteres Vorgehen
> Erarbeitung AWK

> Zeitplan



Erstellung AWK (Input Hurtenbach) A‘

> AWK wird derzeit erstellt

> 12.6.2023 Beschluss durch Werksausschuss

> AnschlieBend Anhorung der Verbande

> Geplante Verabschiedung am 29.9.2023 im Kreistag

> Winter 2023 Grundsatzbeschluss Grundung AGR im Kreistag
> Sommer 2024 Satzungsbeschllsse im Kreistag

> 1.1.2025 Start als AOR mit Start der Sammlung der Bioabfalle (30
Jahre nach Start des Eigenbetriebs)

> 1.1.2028 Inbetriebnahme Bioabfallvergarungsanlage



Herzlichen Dank!

INFA

Prof. Dr.-Ing. Klaus Gellenbeck

INFA — Institut fir Abfall, Abwasser

und Infrastruktur-Management GmbH
l Beckumer StralBe 36

D-59229 Ahlen

+49 2382 964-501
gellenbeck@infa.de

Beste
Arbeitgeber™

NRW

Great
Place
To Deutschland

Work. 2021

gellenbeck@fh-muenster.de

-

Seite 38



	01_2023-11-22 AWB Ahrweiler
	02_2023-05-11_ADD_Luxem_Haushaltsausgleich und Kommunalaufsicht
	03_Anschreiben
	04_Haushaltsausgleich und Kommunalaufsicht - Ergänzende Hinweise_12.09.2023
	05_Niederschrift AK 15.09.2023
	06_Niederschrift AK 15.09.2023 - Anlage
	07_Niederschrift AK 12.05.2023
	08_Niederschrift AK 12.05.2023 - Anlage

